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Außenminister Asselborn über junge Flüchtlinge und digitale Diplomatie
Interview: Dani Schumacher
hi Zeiten von Corona müssen auch Au-
ßenminister zu Hause bleiben. Untätig
ist Chefdiplomat Jean Asselborn aber
nicht. Er kümmert sich um luxembur-
gische Staatsbürger, die im Ausland ge-

strandet sind, und setzt sich dafür ein,
dass die Schlagbäume an den inner-
europäischen Grenzen wieder hochge-
hen. Er kämpft aber auch mit allen ihm
zur Verfügung stehenden Mitteln für die
unbegleiteten minderjährigen Flücht-
linge in den Lagern in Griechenland. Mit
Erfolg.

Jean Asselborn, gestern traf die
offizielle Zusage ein, dass zwölf
unbegleitete minderjährige
Flüchtlinge aus den Lagern auf
den griechischen Inseln Lesbos
und Chios nach Luxemburg kom-
men dürfen. Wann werden die
Kinder ankommen?

Voraussichtlich Mitte kom-
mender Woche. Die Gespräche
mit dem UN -Flüchtlingshilfswerk,
mit der Internationalen Migrati-
onsbehörde und der griechischen
Regierung, denen ich für ihren
Einsatz sehr dankbar bin, liefen in
den vergangenen Tagen auf
Hochtouren. Es war nicht einfach,
es kam immer wieder zu Verzö-
gerungen. Die Caritas hat sich
bereit erklärt, die Jugendlichen
aufzunehmen. Natürlich müssen
sie erst einmal in Quarantäne.

Befürchten Sie nicht, dass die
Aufnahme von Flüchtlingen zum
jetzigen Zeitpunkt in der Bevölke-
rung auf Kritik stößt?

Das mag sein. Wir müssen aber
gerade jetzt handeln, in einigen
Monaten könnte es zu spät sein.
Das Virus macht nicht vor den
Flüchtlingslagern halt. -
Lesbos ist zum Inbegriff für das
Versagen der EU in der Flücht-
lingsfrage geworden ...

In der Tat. Sogar die Kinder
sitzen dort fest. Wir müssen et-
was tun, es geht um Menschen,
nicht um Kartoffelsäcke! Luxem-
burg hat nun bewiesen, dass es
geht, dass man helfen kann. Ich
hoffe, dass andere EU -Länder un-
serem Beispiel folgen werden.

Wenn jedes Land pro 500 000
Einwohner nur zehn Kinder auf-
nehmen würde, wären wir einen
bedeutenden Schritt weiter, dann
hätten etwa 5 000 Kinder eine
Perspektive. Bislang haben sich
neben Luxemburg aber nur
Deutschland, Frankreich, Finn-
land, Portugal und Irland dazu
bereit erklärt. Im Zusammenhang
mit der Migrationsfrage können
wir längst nicht .mehr von einer
Europäischen Union sprechen.
Die Solidarität spielt nicht mehr,
die meisten Länder übernehmen
keine Verantwortung.
Die Corona-Krise überlagert zur-
zeit die Flüchtlingsproblematik.
Schon seit Jahren sucht Europa
vergeblich nach einer Lösung bei
der Migration. Wie soll das nun in
dieser angespannten Situation
gelingen?

Das Thema Migration ist völlig
in den Hintergrund geraten. Zur-
zeit kommen auch kaum neue
Flüchtlinge nach Europa. Das
Hauptproblem ist allerdings oh-
nehin die Wanderung der Flücht-
linge innerhalb der EU. Das Dub-
lin -Abkommen funktioniert nicht.
Wir brauchen Regeln für eine ge-
rechte Verteilung der Flüchtlinge,
wir brauchen Quoten. Doch von
einer solchen Lösung sind wir
meilenweit entfernt. Wir werden
nie eine gemeinsame europäische
Migrationspolitik bekommen, da-
von bin ich mittlerweile fest
überzeugt. Folglich geht das Ge-
wurstel weiter. Daher ist es so
wichtig, dass einige Länder den
europäischen Humanismus hoch-
halten und Flüchtlinge bei sich
aufnehmen. Ich bin mir aber be-
wusst, dass die wenigen Länder,
die mitmachen, es auf Dauer nicht
schaffen werden.

Hinter der sanitären bahnt sich
eine wirtschaftliche Krise an. Wird
die EU diese doppelte Herausfor-
derung überhaupt noch meistern
können?

Wir müssen es einfach schaf-
fen. Nicht alles ist negativ. Es gibt
unter den Europäern ein tiefes
Mitgefühl. Deutschland und Lu-
xemburg haben Kranke aus der

Region Grand Est aufgenommen.
In den beiden von der Pandemie
am stärksten betroffenen Ländern,
Italien und Spanien, singen die
Menschen neben ihren eigenen
Liedern auch die Europa -Hymne.
Sie glauben also nach wie vor an
Europa. Diese Hoffnungen dürfen
wir nicht enttäuschen. Ein Europa
ohne Italien, ohne Spanien ist
nicht denkbar.

Positiv sind auch die bislang
ergriffenen Maßnahmen. Die Eu-
ropäische Zentralbank hat 750
Milliarden Euro locker gemacht.
Die EU -Kommission hat die
Maastricht -Kriterien vorüberge-
hend außer Kraft gesetzt, eine
richtige Entscheidung. Die Euro-
päische Investitionsbank ist dabei,
einen Garantiefonds in Milliar-
denhöhe für kleine und mittel-
ständige Unternehmen auf die
Beine zu stellen. Dazu werden
über den europäischen Rettungs-
schirm ESM noch einmal 410 Mil-
liarden Euro zur Verfügung ge-
stellt und es wird darüber disku-
tiert, den ESM noch weiter auf-
zustocken. Wichtig ist, dass die
ESM-Hilfen nicht wie in der Fi-
nanzkrise an Sanktionen gebun-
den werden. Es liegt also schon
einiges auf dem Tisch. Die Fi-
nanzminister müssen nun darüber
beraten, was sie daraus machen
wollen.

Und wenn das nicht reicht?
Sollte das alles nicht reichen,

stellt sich natürlich die Gretchen-
frage. Wir müssen ein System
finden, das es uns für die Dauer
der globalen Krise ermöglicht,
den Ländern mit europäischen
Garantien für Staatsanleihen zu
helfen. Meiner Meinung nach
würden die exportorientierten
Länder von einer solchen Lösung
ebenfalls profitieren. Wenn die
Märkte im Süden zusammenbre-
chen, bekommen sie nämlich
ebenfalls Probleme. Ich kann mir
nicht vorstellen, dass Staaten wie
Deutschland, die Niederlande
oder Österreich tatenlos zusehen
werden, wenn die Wirtschaft in
Italien und in Spanien den Bach
hinuntergeht. Ich bin mir aber
bewusst, dass die EU in diesem
Punkt auseinanderdriftet.

Politiker wie der ungarische Mi-
nisterpräsident Victor Orban nut-
zen die sanitäre Krise, um ihre

Macht auszubauen. Ist die
Rechtsstaatlichkeit durch die Kri-
se in Gefahr?

Seit zehn Jahren beobachten
wir in der Europäischen Union
eine schleichende Orbanisierung.
Nun stellt sich die Frage, ob wir
akzeptieren, dass die Union wei-
ter orbanisiert wird. Unter Orba-
nisierung verstehe ich, dass die
Gewaltentrennung durchbrochen
wird, dass die Justiz und die
Presse nicht mehr frei sind, dass
die Meinungsfreiheit nicht mehr
garantiert ist. Wenn wir das nicht
hinnehmen wollen, dann müssen
wir einen Schlussstrich unter die-
se Entwicklung ziehen. Die EU ist
ein Garant für den Frieden. Wir
müssen den künftigen Generatio-
nen aber auch die Garantie geben,
dass sie in Einklang mit den fun-
damentalen Werten der Demo-
kratie und der Rechtsstaatlichkeit
leben können, so wie sie im Ver-
trag von Lissabon definiert sind.
Die Entwicklung, die wir in Un-
garn, aber auch in anderen euro-
päischen Ländern beobachten, ist
Gift für die europäische Seele. Die
fundamentalen Werte werden
nicht nur untergraben, sie werden
zerstört. Die Generation, die heu-
te in der EU die Verantwortung
trägt, darf dies nicht zulassen.
Zum Glück gibt es einen Fels in
der Brandung, und das ist der Eu-
ropäische Gerichtshof. Mit seinem
rezenten Urteil zur Relocation ist
der EuGH dieser Rolle einmal
mehr gerecht geworden. Ich hoffe,
dass die EU -Kommission als Hü-
terin der Verträge in der Frage
der Rechtsstaatlichkeit ebenfalls
zu einem Fels in der Brandung
wird.

Werden die Populisten durch die
sich abzeichnende Wirtschafts-
krise an Einfluss gewinnen?

US-Präsident Trump wird in
Europa wegen seiner America-
first-Politik kritisiert. Die Coro-
na-Krise hat offenbart, dass auch
in der EU viele Länder zuerst an
sich selbst denken. Wenn ich
optimistisch bin, dann sage ich,
dass die Krise uns lehrt, dass wir
nur mit multilateralen Lösungen
weiterkommen. Die Vernunft
müsste uns also dazu bringen,
dass wir den Vereinten Nationen
mehr Macht geben. Wenn ich
aber pessimistisch bin, dann ha-
be ich Angst, dass der Ruf nach
der starken Hand wieder lauter



wird.
Die weltweiten Ausgangsbe-

schränkungen haben allerdings
einen positiven Nebeneffekt. Sie
haben dazu geführt, dass Kriege
eingefroren, zumindest aber zu-
rückgefahren wurden, etwa in
Syrien, im Irak oder im Yemen.
Das Virus hat die Waffen ausge-
bremst. Im Fall eines militäri-
schen Angriffs brauchen wir die
NATO, das steht fest. Das Ver-
teidigungsbündnis hilft uns aber
nicht in einer sanitären Krise wie
dieser. Deshalb müssen wir nicht
nur in Europa, sondern weltweit
mehr in die Forschung investie-
ren. Waffen können uns nicht
gegen Pandemien schützen, die
Forschung schon. Wir müssen
uns bewusst sein, dass uns nach
Covid-19 ein Covid-20 bedrohen
könnte. Wir sollten daher einen
Teil der Gelder, die in militäri-
sche Projekte fließen, in die
Forschung investieren.

Was macht ein Außenminister
übrigens, wenn er im eigenen
Land festsitzt und sich nicht um
die Aufnahme von jungen Flücht-
lingen kümmort?

Die Diplomatie macht keine
Pause. Die Gespräche gehen wei-
ter, wenn auch unter anderen
Voraussetzungen, etwa über Vi-
deokonferenzen. Als Übergangs-
lösung ist das in Ordnung. Auf
Dauer funktioniert die Diplomatie
aber nicht über Telefon oder Vi-
deo. Außenpolitik basiert auf

persönlichen Kontakten, sie wird
von Menschen gemacht. Ich bin
froh, wenn alles vorüber ist und
der Austausch wieder auf per-
sönlicher Ebene stattfinden kann
- auf internationaler wie auf nati-
onaler Ebene.

Inwieweit ist das Außenministeri-
um in die Bewältigung der Corona
Krise eingebunden?

Das Außenministerium muss
generell die negativen Auswir-
kungen der internationalen Ent-
wicklungen für Luxemburg so ge-
ring wie möglich halten. Im Mo-
ment bereiten die Grenzen uns
Sorgen. Deutschland hat seine
Grenzen ohne Vorwarnung dicht
gemacht. Die Konsequenz: Auf
der Brücke in Schengen steht eine
Absperrung. Gerade in Schengen,
und das fast auf den Tag genau 35
Jahre nach der Unterzeichnung
des Sehengen-Vertrags. Dass die
Außengrenzen der EU geschlos-
sen werden, ist angesichts des
Ausmaßes der Krise richtig. Doch
die Binnengrenzen müssen offen
bleiben. Wenn Schengen nicht
überlebt, dann wird die europäi-
sche Idee in den Köpfen der
Menschen nicht überleben.
Schengen und der Euro sind die
größten Errungenschaften der EU.

Ich weiß nicht einmal genau,
weshalb Deutschland die Grenzen
dicht gemacht hat. Ein Virus lässt
sich nicht von einem Zollbeamten
aufhalten. Zudem sind die Über-
gänge nach Belgien und in die
Niederlande immer noch offen.

Zum Glück hat sich die Situation
etwas verbessert. Nur im Norden
des Landes ist die Lage nach wie
vor schwierig. Dort müssen die
Leute weiterhin enorme Umwege
fahren, wenn sie über die Grenze
müssen. Ich denke, es wäre sinn-
voll, wenn es in Berlin nicht nur
ein Corona-Kabinett, sondern
auch ein Sehengen-Kabinett ge-
ben würde.

Für Luxemburg hat die Schlie-
ßung der Grenzen wegen der vie-
len Pendler gravierende Folgen.
Wenn die Grenzen vollkommen
dicht wären, würde alles zusam-
menbrechen, die vitalen Funktio-
nen des Staates kämen zum Erlie-
gen. Dabei ist die Großregion ein
Stück gelebtes Europa, die vier
Länder sind zusammengewach-
sen. Wenn die Situation länger
anhält, können wieder Grenzen in
den Köpfen der Menschen ent-
stehen. Die Freizügigkeit könnte
in Frage gestellt werden.

Das Außenministerium ist auch
für die Rückführung der luxem-
burgischen Staatsbürger verant-
wortlich. Sind mittlerweile alle
wieder wohlbehalten zurück?

Wir nehmen unsere konsulari-
schen Aufgaben sehr ernst. Bis-
lang konnten wir etwa 400 Bürger
wieder nach Hause bringen. Es
hängen aber noch viele fest. Der
Krisenstab besteht aus 24 Diplo-
maten, die rund um die Uhr im
Einsatz sind. Bei den Rückholak-
tionen spielt zum Glück die euro-

päische Solidarität. Frankreich
und Deutschland haben Luxem-
burger mitgenommen, und wir
haben beispielsweise Nicht -Lu-
xemburger aus sieben verschie-
denen Nationen von Cap Vert
zurückgebracht. In der ganzen EU
wurden bislang 300 000 Men-
schen zurückgeflogen, weitere
350 000 warten noch darauf, dass
sie nach Hause können.

Das Außenministerium ist da-
rüber hinaus auch bei der Be-
schaffung von medizinischem
Material gefordert. Unsere Bot-
schafter setzen vor Ort alles in
Bewegung, vor allem in China.

Apropos medizinisches Material.
Nun rächt es sich, dass Europa
ganze Produktionszweige ausge-
lagert hat ...

Europa hat die Produktion aus-
gelagert, weil es billiger, einfacher
und bequemer war. Die EU
braucht aber eine eigene Produk-
tion von medizinischem Material
und von Medikamenten. Wir sehen
nun, wo die Abhängigkeit von
Drittstaaten hinführen kann. Man
muss aber auch wissen, dass China
seinerseits bei den Ersatzteilen
von Ländern wie der Schweiz und
Großbritannien abhängig ist.
Wenn Peking mehr Ersatzteile be-
kommen würde, könnte China weit
mehr Schutzmaterial produzieren.
Dass nun auch noch Lieferungen
blockiert oder gar abgezweigt
werden, macht mich wütend.



Das Luxemburger Wahlsystem und seine politischen Auswirkungen
Von Morgan Kuntzmann
„Die Entscheidungen von 1919 hat-
ten und haben bis heute Konse-
quenzen, wie Parteien in Luxem-
burg funktionieren und damit auf
die repräsentative Demokratie”,
sagte der ehemalige LSAP-Politi-
ker Ben Fayot auf der internatio-
nalen Tagung in der Chamber. Die
Konferenz fand im Rahmen der bis
September stattfindenden Aus-
stellung „100 Jahre allgemeines
Wahlrecht" des nationalen Ge-
schichtsmuseums statt. Auf dem
Tagungsprogramm standen Fra-
gen wie: Wie entwickelte sich die
Forderung nach dem allgemeinen
Wahlrecht in Europa? Welche
Formen nahm die parlamentari-
sche Demokratie nach dem Ersten
Weltkrieg an?

Wie in anderen Ländern Euro-
pas wurde bis zum Ende des Ers-
ten Weltkriegs im Großherzog-
tum das Zensuswahlrecht ange-
wandt, ein Wahlsystem, das ein
ungleiches Wahlrecht vorsah.
Denn die Gewichtung der Stimme
hing vom Besitz oder Steuerauf-
kommen des Wählers ab. Dadurch
konnten vor allem Arbeiter und
Frauen gar nicht erst wählen.

Die Notablen
Besonders Ben Fayot schaffte es
mit seiner Präsentation zu der
„Rolle der Parteien in der Lu-
xemburger Demokratie", eine
Verbindung zu unserer Zeit her-
zustellen. Er stellte die Frage, ob
das mittlerweile hundertjährige
Wahlsystem an die heutige Ge-

sellschaft angepasst sei: „In Lu-
xemburg werden Persönlichkeiten
gewählt, keine Wahlprogramme.
Auch wenn die Partei selbst be-
stimmt, welche Kandidaten auf-
gestellt werden, im Endeffekt zählt.
der Bekanntheitsgrad des Politi-
kers. Diese Notorietät entstammt
aus Aktivitäten, die relativ wenig
mit Politik zu tun haben. Men-
schen, die bereits auf der Gemein-
deebene wirken, Sportler, manch-
mal auch Medien -Prominenz wer-
den von den Parteien aufgestellt.
Die politische Glaubwürdigkeit
spielt eher eine untergeordnete
Rolle."

Diese Besonderheiten des Lu-
xemburger Wahlsystems entste-
hen durch die Möglichkeit des Pa-
naschierens. Dadurch resultiere
eine stärkere Gewichtung auf Per-
sönlichkeiten als auf Parteien. Dem
ehemaligen Abgeordneten nach,
war die Entstehung eines solchen
Wahlsystems ein Kompromiss der
„Alten Eliten" der Notablen, die
sich so ihre Macht weiter sichern
konnten.

„Die Fokussierung auf Persön-
lichkeiten und die Eigenheit der
Wahlpflicht führte dazu, dass in
Luxemburg Catch -all -Parteien
entstanden sind", sagte Fayot.
Catch -all -Parteien sind Parteien,
die mit möglichst allgemein ge-
haltenen Programmen versuchen,
möglichst viele Wählerstimmen zu
erhalten.

Schwaches Parlament
„Das Land und die Bevölkerung hat

sich seit 1919 stark verändert. Neh-
men wir nur die Bevölkerungs-
anzahl, die sich seitdem fast ver-
dreifacht hat." Es stelle sich die
Frage ob die seit 1988 auf 60 be-
schränkte Anzahl der Abgeordne-
ten noch zeitgemäß ist. „Sollte sich
die Anzahl der Abgeordneten nicht
ändern, wenn die Regierung nun
17 Minister hat, während die .Ge-
sellschaft wächst und die politi-
schen Aufgaben immer komplexer
werden? Wie kann eine Kammer
mit 60 Abgeordneten, von denen
die Hälfte weitgehend mit lokalen
Managementaufgaben beschäftigt
ist, weiterhin eine ernsthafte
Kontrolle über einen so großen
Regierungsapparat ausüben?",
fragte Fayot auf der Tagung. Um
dem Auftrag einer repräsentati-
ven Demokratie wieder gerecht zu
werden, fordert er, „dass die An-
zahl der Abgeordneten erhöht wird
und die einzelnen Wahlkreise ab-
geschafft werden." Dadurch könn-
ten sich die Wähler eher auf nati-
onale als auf lokale Fragen kon-
zentrieren. Auch müsse die Ge-
wichtung des Panaschierens im
Wahlsystem reduziert werden. Im
Gegenzug zu den staatlichen Zu-
wendungen der Parteienfinanzie-
rung sollten die Parteien in die
Fortbildung ihrer Mitglieder in-
vestieren. Fayot beendete seinen
Vortrag mit den Worten: „Ich blei-
be einer starken parlamentari-
schen Demokratie verpflichtet, le-
bendige Parteien sind ein wesent-
licher Bestandteil davon."



Luxemburger Wort 
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Die Qual mit der Wahl 
 
Von Danielle SCHUMACHER 

Das Wahlgesetz soll reformiert werden. Auf Nachfrage von Premier Bettel haben sich die Parteien in 
Bezug auf die Doppelmandate und auf die Wahlbezirke positioniert. 

Vor gut einem Jahr hatten die Fraktionen Post von Premierminister Xavier Bettel (DP) erhalten. Der Regierungschef 

wollte die Meinung der im Parlament vertretenen Parteien zu der im Regierungsprogramm festgehaltenen Reform 
des Wahlgesetzes einholen. 

Bettel wollte unter anderem in Erfahrung bringen, wie sich die Parteien in Bezug auf die Doppelmandate und die 
Wahlbezirke positionieren. Eigentlich hätten die Antworten noch vor den Sommerferien vorliegen sollen. Doch in 

einigen Parteizentralen hat man sich Zeit gelassen. Die letzte Antwort trödelte erst Ende Februar ein. 

Bei den Doppelmandaten sind sich die Parteien weitestgehend einig: Abgeordnete sollen sich in Zukunft auf ihr 

nationales Mandat konzentrieren. Wer im Parlament sitzt, soll nicht auch noch Bürgermeister oder Schöffe sein. 

Dem Gemeinderat dürfte der Parlamentarier aber weiterhin angehören. 

Ein Nein mit Nuancen 

Es gibt aber Nuancen. So plädiert die LSAP beispielsweise für den Vollzeitabgeordneten. Konkret bedeutet dies, 

dass ein Volksvertreter einerseits nicht mehr im Schöffenrat seiner Gemeinde sitzen sollte und dass er andererseits 

aber auch keine bezahlte Tätigkeit mehr ausüben darf. Damit die Gemeinden auf nationaler Ebene weiterhin 

Gehör finden, soll ein repräsentatives Gemeindeorgan, ähnlich wie die Berufskammern, bei allen Texten, die die 

Interessen der Kommunen tangieren, ein Gutachten abgeben können. 

Die Grünen sprechen sich in ihrer Antwort ebenfalls gegen das Ämterkumul aus, wollen die Abschaffung der 

Doppelmandate aber eine Reform des congé politique verknüpft sehen. Auch in Gemeinden mit weniger als 10.000 

Einwohnern müssten Bürgermeister und Schöffen für 40 Stunden freigestellt werden, so die Forderung. Déi Gréng 

hoffen, dass es dadurch zu einer Professionalisierung der Mandate kommt. 

Die CSV argumentiert ganz ähnlich. Die Christsozialen sprechen sich für eine Anti-Kumul-Regelung aus, allerdings 

unter der Bedingung, dass die kommunale Exekutive, aber auch das Statut des Abgeordneten, aufgewertet wird. 

Zudem müsste die Abschaffung der Doppelmandate ihrer Meinung nach mit der Territorialreform verbunden 
werden. 

Die Piraten fordern wie die Grünen, dass beim politischen Urlaub nachgebessert wird. Für sie sind die nationalen 

und kommunalen Mandate nur dann kompatibel, wenn die Freistellung insgesamt nicht mehr als 40 Stunden 

beträgt. Dies bedeutet de facto, dass ein Abgeordneter nicht der kommunalen Exekutive angehören darf. 

ADR und Déi Lénk sprechen sich ohne Einschränkung für eine Trennung von Abgeordneten- und Bürgermeister-, 

beziehungsweise Schöffenmandat aus. 

Im Gegensatz zu den Doppelmandaten sind die Wahlbezirke in der Verfassung verankert. 

Die DP bleibt bei den Doppelmandaten eher vage und beruft sich auf das Regierungsprogramm. Dort heißt es: „Un 
large consensus sur les modalités de l’introduction d’une règle de non-cumul de mandats locaux avec celui de 

député sera recherché.“ In ihrem Wahlprogramm hatten sich die Liberalen 2018 für Vollzeitbürgermeister in den 

großen Gemeinden und für eine Reform beim congé politique ausgesprochen. Im Anschluss sollte die Diskussion 

um die Doppelmandate geführt werden, hieß es damals. 



Aus vier mach eins 

Bei den Wahlbezirken gehen die Meinungen der Parteien weiter auseinander. Die DP ist die einzige Partei, die 

sich in ihrer Antwort an den Regierungschef klipp und klar für die Beihaltung der vier Bezirke ausspricht. 

Die ADR will zwar auch beim Status quo bleiben. Die Partei will sich einer Anpassung der vier Wahlbezirke aber 

nicht verschließen, wenn dadurch die Unterschiede bei der Zahl der Wähler ausgeglichen werden können. 

Déi Gréng, Piraten und Linke sprechen sich klar für einen einzigen Wahlbezirk aus. Wenn, wie bei den 

Europawahlen, landesweit gewählt würde, hätte die ungleiche Gewichtung der Stimmen ein Ende, so das 

Argument. 

Die LSAP wägt ab. Laut ihrem Wahlprogramm von 2018 ist die Partei bereit, über die Einführung eines 
einheitlichen Wahlbezirks zu diskutieren, mit entsprechender Anpassung des Wahlrechts. Sollte es zu einem 

einzigen Wahlbezirk kommen, schlägt die Partei in ihrem Antwortschreiben eine Mischung von nationalen und 
regionalen Listen vor. 

Jugendorganisationen reichen Petition ein 

Die Jugendorganisationen sämtlicher im Parlament vertretenen Parteien haben gestern eine gemeinsame Petition 

eingebracht, in der sie sich für die Abschaffung der Doppelmandate bis spätestens 2023 einsetzen. Geht es nach 

CSJ, JDL, JSL, Déi Jonk Gréng, Adrenaline, Jonk Piraten und Elo, soll ein Abgeordneter nicht gleichzeitig das Amt 

eines Bürgermeisters oder eines Schöffen ausüben dürfen. Die Jugendorganisationen versprechen sich von der 

Trennung eine größere Professionalisierung der Mandate. Gleichzeitig soll der Dachverband der Kommunen 

gestärkt werden, damit die Gemeindevertreter auf nationaler Ebene weiterhin Gehör finden. Der 

Petitionenausschuss wird in einer seiner nächsten Sitzungen darüber entscheiden, ob die Petition zulässig ist oder 

nicht. Erst danach wird sie zur Unterschrift freigegeben. 

Die CSV bleibt in ihrer Stellungnahme eher vage. Die Christsozialen sprechen sich für die Beibehaltung 

einer „geografischen Vertretung der Regionen“ aus. Im CSV-Wahlprogramm von 2018 wurden die Wahlbezirke 

nicht thematisiert. 

Ein Brief und seine Folgen 

Im Gegensatz zu den Doppelmandaten sind die Wahlbezirke in der Verfassung verankert. Sollte es zu einem einzigen 

Wahlbezirk kommen, müsste also zunächst das Grundgesetz abgeändert werden.  

In ihrem Brief an Premier Bettel von Ende Juli verknüpft die CSV ihre Position deshalb direkt mit der 
Verfassungsreform. Für die Christsozialen waren Bettels Fragen zur Reform des Wahlgesetzes nämlich – zumindest 

laut der offiziellen Lesart – einer der Gründe, weshalb sie die große Verfassungsreform letzten Endes nicht mehr 

mittragen wollten. 

Anfang Juli 2019 hatten Parteipräsident Frank Engel und der Ostabgeordnete Léon Gloden gefordert, die Bürger 
müssten stärker in die Diskussion um die Verfassung eingebunden werden. Vor allem bei den Fragen zum 

einheitlichen Wahlbezirk und zu den Doppelmandaten müsse man die Meinung der Bevölkerung einholen. Engel 

und Gloden hatten damals statt der geplanten Volksbefragung zum neuen Grundgesetz ein Referendum zu 

verschiedenen konkreten Fragen ins Spiel gebracht. 

Um aus der Pattsituation herauszukommen, hatte der Verfassungsausschuss schließlich beschlossen, 

die Diskussion um die Reform des Wahlsystems und die Verfassungsdebatte voneinander zu trennen. 

Die Haltung der CSV führte aber auch dazu, dass das Projekt einer großen Verfassungsreform aufgegeben 
wurde und stattdessen das aktuelle Grundgesetz punktuell angepasst wird. 

Als die Parteien sich zu Bettels Fragen äußerten, gingen sie übrigens noch von einer Gesamtreform der Verfassung 

aus. Nur Déi Gréng und die DP, die erst kürzlich reagiert hat, haben ihre Antworten verfasst, nachdem gewusst war, 

dass die große Verfassungsreform vom Tisch ist. 

https://www.wort.lu/de/politik/verfassung-csv-legt-sich-quer-5d1b2554da2cc1784e34719f
https://www.wort.lu/de/politik/verfassung-csv-legt-sich-quer-5d1b2554da2cc1784e34719f
https://www.wort.lu/de/politik/verfassung-csv-legt-sich-quer-5d1b2554da2cc1784e34719f
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Jahrzehntelang war SES der Satellitenkonzern mit dem starken Videogeschäft -
jetzt will CEC Steve Collar den Konzern aufspalten und denkt an zwei Unternehmenseinheiten

BETZDORF

CORDELIA CHATON

s Steve Collar gestern vor die Presse

, um die Ergebnisse von SES zuAl,trat,
ging es um mehr als

ur Zahlen - es ging um eine Neuaus-
richtung des Konzerns, der in diesem Jahr 35
Jahre alt wird. Vor lauter Umbruch hat bislang
jedoch niemand auch nur an eine Feier gedacht.

Ein paar Botschaften waren Collar, der seit
April2olB den weltweit tätigen Konzern leitet,
wichtig. „Wir verzeichnen im Networkbusi-
ness in den vergangenèn zwei Jahren über 20
Prozent Wachstum", betont er. Allein in die-
sem Jahr seien es 4,5 Prozent gewesen. Der
beredte Brite weiß natürlich auch, dass der
Umsatz mit 1,983 Milliarden Euro 1,3 Prozent

unter dem Vorjahresergebnis liegt. Darüber
hinaus sei der Umsatz im großen und ganzen
wie erwartet, der geringe Unterschied zu den
Schätzungen ergäbe sich aus einem geplatzten
Geschäft in den USA. Immerhin; der Nettoge-
winn liege höher und der Nettoverschuldungs-
grad sei weiter gesunken (siehe Grafik). Doch
würde SES bei gleichbleibendem EBITDA im-
mer noch mehr als drei Jahre brauchen, um
seine Schulden abzubezahlen.
Neue Struktur mit zwei Geschäftsbereichen
Den meisten Umsatz macht der Konzern
mit Sitz im Betzdorfer Schloss mit dem Be-
reich Video, auf den 60 Prozent des Umsat-
zes entfallen, immerhin 1,208 Milliarden
Euro. Dieser Bereich wirft derzeit noch viel
ab, aber dessen Anteil am Umsatz wird in
Zukunft immer weiter abnehmen wird, ein-
fach, weil der weltweite Markt schrumpft.
Umgekehrt verhält es sich hingegen mit dem
Bereich Netzwerke, auf den derweil knapp
40 Prozent des Umsatzes entfallen, etwa 745 •

Millionen Euro. „Die Zahlen entsprechen un-
seren Erwartungen und auch bei den weite-
ren Aussichten sind wir zuversichtlich, weil
bereits 85 Prozent des Geschäfts für 2020
vertraglich abgeschlossen wurde", erläutert
Collar. Er hofft, jährlich 40 bis 50 Millionen
Euro EBITDA-Optimierung herauskitzeln
zu können, in dem er sich auf die Stärken des
Unternehmens konzentriert.

Zu seinem Optimismus trägt auch die Ent-
scheidung vergangener Woche aus den USA
bei, die beschlossen haben, dass das
C -Band mit 280 Megaherz für SG -
Dienste genutzt werden kann.
„Die können wir selbst fest-

legen und somit schützt
das auch unsere Kunden",
freut sich Collar. 9,6
Milliarden Dollar für
den Wechsel stünden
schon bereit. Die Branche
habe seit zweieinhalb Jahren
auf die Entscheidung der US-
Aufsicht gewartet.

Doch die große Baustelle
samt Wachstum ist woan-
ders: Im Netzwerkbereich. „Wir sind ein Da-
tengeschäft geworden", weiß der CEO. Deshalb
habe man eine Partnerschaft mit Microsoft,
deshalb setze man auf SG. Dass die Nutzer mitt-
lerweile Netflix oder Disney+ auf dem Handy
oder im Flugzeug schauen, weiß er selbst. „Die
Nachfrage nach Bandbreite ist enorm. Deshalb
müssen wir in Open Source -Plattformtechno-
logie investieren." Denn Cloud, loT und Tel-

co sind die Zukunft. Gleichzeitig gibt es mehr

Wettbewerber. Doch das kostet alles. Und SES
ist ein Konzern mit Schulden und hohen Kos-
ten. So bleibt vom enormen Umsatz nicht mehr
viel Gewinn über.

Um Investoren anzuziehen, denkt Collar
jetzt sehr laut darüber nach, den Konzern
in die zwei Geschäftsbereiche Video und
Netzwerke aufzuteilen. Das soll Investoren
mehr Sichtbarkeit und Sicherheit geben.
„Network wuchs in den vergangenen Jah-
ren zweistellig, Video ist eine Cash Cow. Wir
schlagen Investoren vor, in beide zu inves-
tieren", insistiert er. Um Lust auf ein
Investment im Videobereich
zu machen, will er hier

outsourcen und von
neuen Technologien
profitieren. Als I-
Tüpfelchen soll noch
ein Innovations -Zentrum

kommen. Ob das physisch
in Luxemburg angesie-
delt wird, obwohl der
Konzern weltweit
über 2.000 Men-
schen beschäf-
tigt und in Princeton/USA ein großes Leit-
zentrum hat? Collar meint: „Luxemburg ist
wichtig. Der Innovationshub wäre sowohl
physisch als auch virtuell."

Interessant ist, was der Staat darüber
denkt, der immerhin der größte Aktionär des

in Luxemburg und Paris notierten Konzerns
ist. Der Plan, „für beide Bereich mehr Geld



reinzuholen", wie Collar es nennt, könnte den
einen oder anderen verwundern. Denn gera-
de erst mussten die Aktionäre eine Halbie-
rung der Dividende auf 40 Cent akzeptieren.
Collar gibt sich optimistisch. „Wir stehen am
Anfang und wollen mit den Investoren reden.
Eine genaue Struktur steht noch nicht fest."
Ohnehin habe der Verwaltungsrat der Divi-
dende zugestimmt, denn 2021 muss SES über
eine Milliarde Eurofür die Satelliten SES -17
und 03b mPower zahlen.

Der Staat war der große Helfer des Kon-
zerns in den ersten Jahren. Doch laut Collar ist
er jetzt nicht immer hilfreich, vor allem dann
nicht, wenn es darum geht, Investoren anzu-
ziehen. Die braucht Collar aber, denn auch an-
dere - siehe Elon Musk -jagen Satelliten in den
Himmel. Und anders als die Betzdorfer, die für
gediegene Solidität stehen, gilt Musk als be-
eindruckender Vordenker, dem viele gern ihr

Geld geben. Das ist Collars Dilemma.
Der 50 -jährige Manager ist seit langem im

Geschäft und einer der ganz wenigen, der es
in die „Space and Satellite Hall of Farne" ge-
schafft hat, die ihn kommende Woche dafür
auszeichnen wird, wie weit er 038, aber
auch SES gebracht hat. Seine Markt-

kenntnis könnte ihm helfen.
Die Börsen hat sie noch

nicht überzeugt, denn
der Kurs der Aktie
fiel nach den
Bekanntma-
chungen von Collar auf einen historischen
Tiefstwert von 7,10 Euro. Zu Bestzeiten 2015
lag er bei über 35 Euro. Ihnen dürfte auch im
Magen liegen, das der Bereich Govsat - also

Verteidigung via Satellit - nicht so wirklich ein
Geschäftsmodell ist, dass andere Staaten an-
zieht. Genau das war bei der Aufsetzung aber
die Hoffnung gewesen. „Wir sind in der Ent-

wicklung, ich bin optimistisch", sagt der CEO.
Wie es weiter geht, wird in großem Maße

davon abhängen, wie die Pläne umgesetzt
und aufgenommen werden. Am Ende aller
Tage braucht SES Geld, um im Netzwerkbe-
reich zu wachsen. Neben der neuen Auftei-
lung hat Collar dazu auch Ideen. Er spricht

von „Corporate Venturing", möglich sei ein
Fonds ebenso wie gemeinsame Joint Ven-

tures mit anderen Konzernen. Das alles klingt
wolkig. Der neue Finanzchef, der von Aperam
kommt, wird viel zu tun haben, genau wie der
sich aktuell erneuernde Verwaltungsrat.

SCHWIERIGER START
SES ist heute ein international agierendes Unternehmen, doch

dieser Start war noch nicht absehbar, als das Unternehmen
unter Jacques Santer, der 1984 Premier geworden war, ge-
gründet wurde. „1985 hatte SES kein Geld, keine Frequenzen,

keine Zulassungen, keine Satelliten, keine Raketen, keine Fern-

sehsender, keine Kunden, keine Empfangssatelliten und keine
Zuschauer", erinnert sich Marcus Bicknell, ehemaliger SES

Vertriebsdirektor. Es gab nur ein kleines Büro in der Nähe des

Hauptbahnhofes. Das scheint schwer zu glauben, wenn man
sich das Unternehmen mit über 70 Satelliten, über zwei Milliar-
den Umsatz und über 2.000 Mitarbeitern heute ansieht.

Nicht nur im Luxemburger Parlament gab es bei der Grün-

dung Gegner, die „von einer Gefahr für Luxemburg, einer Ge-

fahr für Europa" sprachen. Auch außerhalb regte sich schnell
Widerstand, vor allem in Deutschland und Frankreich. Dazu

trug schon der Name SES bei, ein Akronym für „Société Euro-

péenne des Satellites". Der Anspruch, auf einem europäischen

Markt zu agieren, war also schon klar herauslesbar und gefiel

nicht jedem. Deshalb mussten nicht nur die Société Nationale
de Crédit et d"lnvestissement (SNCI) sowie die Spuerkeess, an
der der Staat beteiligt war und ist, Geld geben. Santer, der

damals durchaus politische Risiken einging, holte auch andere

Banken an Bord, damit das Kapital für den ersten Satelliten

zusammenkam und gab sogar noch eine Staatsgarantie für

umgerechnet 100 Millionen Dollar.
Selbst danach dauerte es noch drei Jahre, bis von Kourou

aus endlich der erste Satellit ins All startete. Eine enorme Start-

hilfe für SES war die deutsche Wiedervereinigung, denn auf der

ostdeutschen Seite konnten viele terrestrische Signale nicht

empfangen werden und so blühten die Satellitenschüsseln an

den Fassaden auf. Ein Urteil des Europäischen Gerichtshofes

für Menschenrechte führte außerdem dazu, dass Deutschland

keine Steuern mehr auf Satellitenschüsseln erhob.

Schon sehr früh setzte sich SES für einen komplett digitalen

Kurs ein. Es war nicht immer einfach, die Fachwelt davon zu
überzeugen, doch schließlich setzte sich die Idee durch und

machte den Weg frei für den Videomarkt.
Zu diesem Zeitpunkt agierte SES schon längst nicht mehr

vom Hauptbahnhof aus. 1987 zog das Satellitenunternehmen

in das Betzdorfer Schloss um. Es hatte Großherzog Jean nach
seiner Heirat 1953 mit Joséphine -Charlotte bis zu seinem
Amtsantritt als Großherzog 1964 als Wohnort gedient und ist

der Geburtsort aller Kinder des Paares, also auch des jetzigen
Großherzogs Henri. Nach dem Auszug war es bis 1982 ein Kin-
derhort und nahm auch einmal 3.000 Scouts während ihres

Jahrestreffens auf seinem Gelände auf. SES kaufte das Schloss

und baute es kontinuierlich aus. Das Interesse des etwas ab-
seits gelegenen Schlosses für das Unternehmen lag vor allem
darin, dass es hier keine Interferenzen gab. Ab 1987 war die
Satellitenbodenstation operationell.

SES gelang es unter der Leitung seines langjährigen, legen-

dären CEO Romain Bausch zwischen 1995 und 2014, zahlrei-

che Unternehmen zu kaufen, sich an ihnen zu beteiligen oder
Joint Ventures zu schließen, so dass SES ein global umfassen-
des Angebot entwickeln konnte. Heute sind die Satelliten in

zwei verschiedenen Orbits zu finden, auf der geostationären

Umlaufbahn sowie der mittleren Erdumlaufbahn. Ab 2022 soll

Telesat LEO, das Netzwerk der erdnahen Umlaufbahn, einge-
führt werden. Telesat befindet sich in Privatbesitz und hat sei-

nen Hauptsitz in Ottawa, Kanada. CORDELIA CHATON









Das Datengeschäft „SES Networks" könnte ein eigenes Unternehmen werden
Von Marco Meng
Betzdorf. Der Satellitenbetreiber
SES legte gestern seine Bilanz-
zahlen für 2019 vor. Die Haupt-
nachricht verkündete Konzern-
chef Steve Collar dann in Betzdorf
bei einem Mediengespräch eher
nebenbei: das Unternehmen kön-
ne sich in zwei Teile aufspalten,
so Collar.

Das klassische Fernsehgeschäft,
bei SES „Video" genannt, ist letz-
tes Jahr um 7,1 Prozent zurückge-
gangen, während das Networks um
9,5 Prozent zulegte. Die Sparte mit
dem Daten- und Cloudgeschäft
wuchs in den letzten zwei Jahren
insgesamt 20 Prozent - in den
kommenden Jahren sind weitere
hohe Investitionen von bis zu ei-
ner Milliarde Euro notwendig (im
Vergleich zu den sonst 400 bis 500
Millionen Euro, die der Satelli-
tenbetreiber jährlich investiert).

Um Investoren für das Net-
work-Geschäft zu gewinnen, über-
lege man darum, ob es Sinn ma-
che, SES in zwei Firmen zu teilen:
in eine mit dem klassischen Sa-
tellitenfernsehgeschäft sowie eine
für Networks. Mit der Regierung
sei darüber schon gesprochen
worden, so Collar, immerhin ist
der Staat der wichtigste Aktionär
des Unternehmens.

Die beiden Geschäftseinheiten,
meint Collar, seien sehr unter-
schiedlich und darum auch für un-
terschiedliche Investoren interes-
sant. Im Klartext heißt das:
Venture -Capital -Fonds investie-
ren vielleicht in das Networks -
Business, nicht aber in SES.

Ob Networks dann eine eigene
Aktiengesellschaft werde, an der
SES (Video) die Mehrheit hält oder
wie die Struktur sonst aussehen
soll, ist vorerst offen. „Wir den-
ken über alle Möglichkeiten nach",
so Collar, der betont, dass man
hiermit keine Aufspaltung ankün-
dige, sondern lediglich sage, dass
man eine solche von der Regie-

rung unterstützte Möglichkeit in
Betracht ziehe.

,Strategische Transformation• '
Bei SES macht heute das Video-
geschäft 61 Prozent aus, während
Networks für 38 Prozent der Ein-
nahmen steht. Das Unternehmen,
das vor 35 Jahren als Pionier in der
Fernsehsatellitenübertragung be-
gann, wolle auch Pionier im Cloud -
und Datengeschäft werden, so
Collar.

Mit der Video -Sparte wurden
letztes Jahr 1 213 Millionen Euro
eingenommen, mit der Networks -
Sparte 762 Millionen Euro. Am
stärksten wächst im Netzwerk -Geschäft der Bereich „Mobility":
Die Einnahmen daraus stiegen im
Jahresvergleich um 16,6 Prozent,
wobei sowohl in der Luft- als auch
in der Seefahrt zweistellige Zu-
wachsraten verzeichnet wurden.

Im letzten Jahr konnte der Sa-
tellitenbetreiber den seinen Akti-
onären zurechenbaren Nettoge-
winn um 1,3 Prozent auf 296,2 Mil-
lionen Euro steigern.

Die Aktionäre von SES sollen
nun eine Dividende von 40 Cent
je Anteilsschein erhalten; im Jahr
zuvor war es doppelt so viel ge-
wesen. Der Aktienkurs des Un-
ternehmens ist in den letzten Jah-
ren beträchtlich gesunken.

Mehr Gewinn, weniger U:

Allerdings ist 2019 der Konzern-
umsatz mit 1983,9 Millionen Euro
im Vergleich zum Vorjahr um 1,3
Prozent zurückgegangen. Das
Bruttoergebnis vor Steuern und
Abschreibungen betrug 1216,6
Millionen Euro, 31 Prozent unter
dem des Jahres 2018.

Dass der Nettogewinn gestei-
gert werden konnte, lag vor allem
daran, dass die Nettoverschul-
dung um 5,8 Prozent auf 3 273 Mil-
lionen Euro reduziert wurde, das
entspricht etwa dem 3,3 -Fachen
des Bruttogewinns. Auch die In-

vestitionsausgaben für längerfris-
tige Anlagegüter (CapEx) wurden

um 30 Prozent gesenkt. Zum Kon-
zernergebnis für letztes Jahr sagte
Collar: „Wir sind mit unseren Fi-
nanzergebnissen für 2019 zufrie-
den, wobei EBITDA, Nettover-
schuldung zu EBITDA und Cap -
Ex -Kennzahlen mit dem im Feb-
ruar letzten Jahres vorgelegten
Ausblick übereinstimmen. Der
Umsatz lag leicht unter unseren
Erwartungen, da wir einen wich-
tigen Vertrag im Videobereich
verpasst haben."

Zum Thema GovSat - des Ge-
meinschaftsunternehmens zwi-
schen Staat und SES, das vor knapp
zwei Jahren einen Kommunikati-
onssatelliten ins All schoss -meinte Collar, er sei optimistisch,
dass das Projekt erfolgreich wer-
de. Noch gibt es keine Interes-
senten, die den GovSat-Satelliten
nutzen möchten. Es sei auch nicht
zu erwarten gewesen, so Collar,
dass sich so schnell Vertragspart-
ner dazu fänden.

Für 2020 geht SES von Ein-
nahmen zwischen 1920 und 2 000
Millionen Euro und einem Vor-
steuergewinn zwischen 1150 und
1210 Millionen Euro aus. Mehr als
80 Prozent der für 2020 erwarte-
ten Einnahmen seien bereits ver-
traglich besiegelt. In den USA ist
SES dabei, mit seinen C -Band -Ka-
pazitäten Zugang zum 9,7 Milli-
arden -Dollar schweren SG -Markt
zu erhalten. Dazu hatte SES dort
2018 zusammen mit den drei Sa-
tellitenbetreibern Intelsat, Eutel-
sat und Telesat die C -Band Alli-
ance gegründet. Zuletzt hatte es
aber Streit in dem Konsortium ge-
geben, nachdem Intelsat von der
US Federal Communications
Commission mindestens eine
Milliarde Dollar mehr für den
Aufbau des C -Band -Spektrums
forderte. SES erwartet sich vier
Milliarden US-Dollar aus dem
Projekt.











Das Mineralwasserunternehmen Rosport will bis Ende des Jahres 100 Prozent aller Flaschen
aus recyceltem Plastik herstellen Direktor Max Weber setzte lange vor Greta darauf

ROSPORT
CORDELIA CHATON

Lange bevor es Trend am Markt war, setzte Rosport auf Umweltschutz. Für

Direktor Max Weber ist das sowohl eine Herzens- als auch eine Überzeu-
gungssache. „Den Vorgesetzten kommt dabei eine besondere Vorbildrolle
zu", stellt er fest. Rosport ist ein 1955 gegründetes Luxemburger Traditi-

onsunternehmen, das im gleichnamigen Ort an der Sauer aus zwei Quellen sowohl
stilles als auch kohlensäurehaltiges Mineralwasser unter den Markennamen „Viva"

und „Rosport" abfüllt. Insgesamt verkauft Rosport rund 24 Millionen Liter Getränke
pro Jahr, Apfelschorle und anderes mitgerechnet. Damit sind die Luxemburger ein
Winzling im Vergleich mit den multinationalen Konzernen wie Nestlé, zudem San
Pellegrino, Vittel oder Contrex gehören, oder dem Coca Cola -Konzern. Zum Ver-

gleich: Während Rosport mit 26 Mitarbeitern 35 Millionen Flaschen jährlich abfüllt,
sind es bei Nestlé rund 290.000 Angestellte, 48 Wassermarken und etliche Milliar-
den Liter abgefülltes Flaschenwasser jährlich.

Geschlossene Kreisläufe
Doch Rosport hat es verstanden, aus dem Nachteil einen Vorteil zu machen - insbe-
sondere beim Thema Verpackung. „Wir sind ein kleines Land und unser Ziel waren

von Anfang an geschlossene Kreisläufe", erklärt Weber im Gespräch mit dem „Jour-

nal". Das gilt sowohl für Glasflaschen als auch für Plastikflaschen. In diesem Seg-
ment hat „Fridays for Future" viel bewegt. Die erste Entscheidung klingt zunächst
überraschend: „Wir exportieren nichts", sagt Weber. „So können wir die Flaschen im
Land halten und selbst wieder verwen-
den." Das leuchtet ein. Im Jahr 2015 hat-
te Rosport neue Glasflaschen eingeführt.
„Seither kommt das viel stärker", beob-
achtet Weber. „Und seit 2018 nimmt der
Anteil der PET -Flaschen ab. Der Ab-
schwung ist mit zehn Prozent pro Jahr
relativ hoch. Das ist der Greta -Effekt."

Während 2003 noch ein Viertel der
Flaschen PET waren und 75 Prozent Glas,
hatte sich das 2010 auf 41 Prozent PET
verschoben und 2017 auf 51 Prozent. Seither geht der Plastikanteil zurück. Weber rech-
net für dieses Jahr mit 43 Prozent PET -Flaschen. Dabei können sich die Flaschen von

Rosport mit Blick auf die Umweltbilanz sehen lassen. Seit 2010 arbeitet Rosport mit
Valorlux zusammen, die die Plastikflaschen in Luxemburg sammeln. Diese werden an
das Unternehmen Plastikpak verkauft, das sie schreddert und dekontaminiert, bevor
sie in Käerjeng zu rPET recycelt werden, Chips also, die wieder recycelt werden kön-
nen. Derzeit verwendet Rosport 50 Prozent rPET für seine Flaschen. „Ende 2020 wol-
len wir alle Flaschen auf 100 Prozent umstellen", gibt Weber das Ziel vor.

Möglich wird das nicht zuletzt durch den geänderten Zeitgeist. Denn noch vor ei-
nigen Jahren hätten die Kunden das abgelehnt. Der Grund: Durch das Recycling ver-
ändert sich die Farbe. Rosport-Flaschen, die eigentlich hellblau und klar sind, wer-
den grauer und undurchsichtig. „Jetzt will der Kunde mehr Recycling und der opti-
sche Aspekt ist nicht mehr so wichtig", hat Weber festgestellt. „Das ist der gleiche
Trend wie beim Papier. Dem Kunden ist die reine Kosmetik nicht mehr so wichtig.'



Ihm selbst geht es vor allem um das Konzept: „Wir wollen Circularität und kurze We-
ge." Deshalb arbeitet Rosport mit allen möglichen Stellen zusammen, vom Wirt-
schaftsministerium über Luxinnovation bis hin zu Partnerunternehmen. Die Kap-
seln für die Flaschen kommen von United Caps aus Wiltz und die Label vom Roost.
„So haben wir einen geschlossenen Kreislauf im Land. Natürlich hätten wir auch bil-
ligere Lieferanten auf der anderen Moselseite finden können. Aber wir wollen hier
den Kreislauf aufbauen und unterstützen."

Einen Partner hat Rosport im deutschen Morbach gefunden, die Firma Papier-
Mettler. Sie verarbeitet unter anderem Reste aus der Zuckerrohrherstellung. „Die-

ses Polyethylen aus Zuckerrohr ist voll recyclingfähig. Anders ist es bei Kunststoffen
auf Stärkebasis, wie Mais- oder Kartoffelstärke", weiß Weber. „Hier wird über 50

Prozent unseres Packfilms aus Abfall vom Zuckerrohr verwendet und das ist somit
auch noch umweltfreundlich." Der daraus gewonnene Film wird für Umverpackun-
gen verwendet, die beispielsweise Sechserfiaschen-Lose zusammenhalten.
Wasser aus der Region
Rosport ist heute so weit in Sachen Umwelt, weil das Unternehmen schon vor sieben
Jahren angefangen hat; lange vor Greta, Fridays for future und Vintage-Mode. „Am
Anfang haben wir 25 Prozent Recyclat verwendet, jetzt sind wir bei 50 Prozent", be-
richtet Weber. Rosport hat für sein Engagement schon viele Preise gewonnen. In Zu-
kunft will Weber weitermachen. Dabei setzt er sowohl auf Glas als auch auf PET.

„Die Glasflasche ist oft nicht so viel besser, weil die Herstellung klimaintensiv ist,

bei 86 Grad Celsius gewaschen werden muss und viel hin- und hergefahren wird, be-
vor sie wieder befüllt wird." Die meisten Konsumenten in Luxemburg hingegen wür-

den die PET -Flasche in die Valorlux-Tü-
te geben. So kommt Rosport schnell wie-
der an Granulat aus den eigenen Fla-
schen. „Deshalb wollen wir Rosport
nicht ins Ausland verkaufen. Dann sind
alle Vorteile der Nähe und der kurzen
Wege weg", unterstreicht der Rosport-
Direktor. Er gibt zu bedenken, welche
Reise die Glasflasche eines italienischen
Herstellers auf sich nehmen muss, um
beispielsweise zurück zum Abfüllort, zu

gelangen. „Viele der Glasflaschen werden dort weggeworfen, weil sie nicht mehr be-
füllbar sind. Man muss sich bewusst sein, wie viel dahinter steckt." Längst ist das
Vorgehen von Rosport auch ein Argument ihren Großkunden gegenüber. „Der Preis
ist nicht mehr das Wichtigste", sagt Weber. „Was wir offerieren, kann keine interna-
tionale Firma bieten. Wir machen alles bis hin zum Recycling hier."

Das kommt bei den Kunden gut an. Aus Umfragen weiß Weber, dass sie immer
mehr Wert auf die ökologische Verträglichkeit legen. Im vergangenen Jahr gaben
mehr als ein Drittel der Kunden an, dass ihnen das wichtiger war - Werte, die noch
vor zehn Jahren die Faktoren Marke oder Preis erreichten. Daneben spielt auch der
lokale Faktor eine Rolle. „Die Menschen wollen nicht nur Gemüse und Milch aus der
Region, sondern auch Wasser. Wir sind luxemburgisch und lokal, nur so können wir
so preiswert sein", sagt Weber. Das gefällt nicht nur Luxemburgern. „Wir kommen
auch bei Ausländern gut an", lächelt der Rosport-Direktor. Der Umweltaspekt spielt
dabei eine zunehmende Rolle. •

Der Preis ist nicht
mehr das Wichtigste"

MAX WEBER, Direktor Rosport



Energieproduktion aus Windkraft ist in den letzten Jahren rasant gestiegen
Von Jacques Ganser
Luxemburg. Die Windkraft in Lu-
xemburg befindet sich weiter im
Ausbau: Mit der Einweihung einer
neuen Anlage heute in Wintger
steigt die nationale Gesamtpro-
duktion auf 300 bis 320 Gigawatt-
stunden, dies bei einer installier-
ten Produktionskapazität von rund
127 Megawatt. Genug Strom, um
70 000 Haushalte zu versorgen.
Rund 77 Windkraftanlagen zählt
Luxemburg, die meisten davon to-
pografiebedingt in den Kantonen
Clerf, Wiltz, Diekirch und Ech-
ternach.

Ein langsamer Start
Im Großherzogtum fing alles 1996
mit dem ersten Windrad in Mom-
pach an. Nach einem eher gemüt-
lichen Start wurde insbesondere in
den letzten zehn Jahren massiv in
die Windkraft investiert, wie un-
schwer an den zahlreichen Wind-
rädern auf den Öslinger Koppen zu
erkennen ist. So lag Luxemburg im
Jahre 2018 im europäischen Ban-
king an 15. Stelle von insgesamt 27
Staaten, was die installierte Pro-
duktionskapazität an Windkraft
pro 1000 Einwohner betrifft.

Zugleich machte die Windkraft
etwas mehr als ein Drittel der ge-
samten erneuerbaren Energiequel-
len in Luxemburg aus. 2018 stamm-
ten zudem rund 73 Prozent des von
den Haushalten verbrauchten
Stroms aus erneuerbaren Quellen
innerhalb Luxemburgs.

Ambitionierte Ziele
Energieminister Claude Turmes
zeigt sich über die aktuelle Ent-
wicklung jedenfalls erfreut: „Wir
haben jetzt schon die Ziele, die wir
uns im Klimaplan für 2020 gesetzt
haben, übertroffen. Wir hatten uns
das Ziel von 239 Gigawattstunden
gesetzt und sind jetzt mit der An-
lage in Wintger bei 314 Megawatt -
stunden. Wir kommen also besser
voran als geplant, damit werden
auch die Ziele für die Jahre 2025
und 2030 erreichbar." Die Regie-
rung ist vor allem bestrebt, den
Anteil erneuerbarer Energien zu
steigern. Auf elf Prozent sollte die-

ser Anteil bis zu diesem Jahr stei-
gen. Turmes zeigt sich denn auch
zuversichtlich, dass dieses Ziel er-
reicht werden kann. Der Haken an
der Sache bleibt allerdings der
enorm hohe Anteil an Benzin und
Diesel, der über den Weg des
Tanktourismus die luxemburgi-
sche Energiebilanz verhagelt.

Bis 2030 sollen insgesamt 674
Gigawattstunden durch Windrä-
der produziert werden, ein ambi-
tioniertes Ziel für ein Land mit ei-
ner kleinen Fläche. „Wir werden
vor allem auf das Repowering set-
zen, also das Ersetzen alter Anla-
gen durch leistungsfähigere
Windräder", so Turmes. So kann
eine einzige Anlage künftig bis zu
drei ältere Windräder ersetzen.

Akzeptanz durch Beteiligung
Wichtig ist für Turmes aber auch
die Akzeptanz vor Ort. „Wenn die
Bürgermeister die Projekte unter-
stützen und die lokale Bevölke-
rung sogar Teilhaber an den Ge-
sellschaften werden kann, stoßen
die Projekte kaum auf Wider-
stand", so Turmes. Zudem habe
Luxemburg die strengsten Ab-
stands- und Geräuschpegelregeln
in Europa. „Und dort, wo eine An-
lage den Rotmilan oder andere
Vögel gefährdet, werden Schutz-
maßnahmen ergriffen." So reicht
es bei bekannten Rotmilan -Brut-
gegenden oft bereits aus, die Flä-

che um die Windräder herum dicht
zu bepflanzen. Für die Tiere gibt
es dann dort nichts zu jagen und
sie halten Abstand. Eine Umwelt-
prüfung ist ohnehin Pflicht.

Aber auch das Prämiensystem
sorgt für starkes Interesse an der
Windkraft: Der während einer
Dauer von 15 Jahren gesicherte
Ausgleich zwischen Marktpreis
und Investitionskosten sorgt für
Planungssicherheit. Das lockt In-
vestoren an. Laut Turmes habe
man nicht vor, irgendetwas an die-
sem System zu verändern. Neun
weitere Projekte sind momentan in
der Genehmigungsphase.



Batteriegehäusehersteller Accumalux erweitert das Produktangebot
Von Marco Meng
Kockelscheuer. Auf dem Areal der
ehemaligen Sprengstofffabrik in
Kockelscheuer entsteht auf 36
Hektar gerade ein moderner Wirt-
schaftspark: der ParcLuxite.

„Unternehmen, die schon aus
der Start -up -Phase heraus sind,
können sich hier ansiedeln", er-
klärt Venant Krier, Geschäftsfüh-
rer von Accumalux und Direktor
der ParcLuxite-Gesellschaft. Das
erste Gebäude „Luxite One" ist
schon komplett belegt; ein zwei-
tes gleich nebenan befindet sich im
Bau. In die neue Gewerbezone
rund um Accumalux zieht dem-
nächst das Ingenieurbüro Schroe-
der & Associés mit seinen 400
Mitarbeitern.

„Im April beginnen wir voraus-
sichtlich mit der Phase zwei der
Entwicklung des ParcLuxite und
fangen mit dem Straßenbau an.”
Gleichzeitig werden mit weiteren
interessierten Firmen Verträge
geschlossen. Neben Büroflächen in
den renovierten historischen Ge-
bäuden gibt es noch vierzig Par-
zellen, auf denen Unternehmen
selbst bauen können. Grundstücke
werden als Erbpacht vergeben. In
der Endphase soll das Luxembur-
ger Silicon Valley auf einer Fläche
von 65 Hektar 40 Unternehmen mit
etwa 1 600 Mitarbeitern Heimat
bieten.

Fast ist hier schon wieder ein
kleines Dorf entstanden, mit Stra-
ßen, Häusern, Strom- und Was-
sernetz, so wie damals, als hier
Anfang des 20. Jahrhunderts die
Pulverfabrik „Poudrerie de Lu-
xembourg" stand. Die Idee dazu
hatte vor einigen Jahren der da-
malige Chef und Gründer von Ac-
cumalux, Charles -Louis Acker-
mann, als er in den USA das Sili-
con Valley besuchte. 1976 hatten
sein Vater wie auch der damalige
Präsident der Gesellschaft die Idee,
hier statt Sprengstoff Kunststoff-
behälter herzustellen. Ackermann
(68), Präsident der Gruppe, hat
letztes Jahr nach 43 Jahren die Ge-
schäftsführung an Venant Krier,
selbst auch Verwaltungsratsmit-
glied, übergeben. Sein Sohn Ray-
mond Ackermann (32) hat die
Funktion als stellvertretender Di-
rektor übernommen.

Von Sprengstoff zu Batterieboxen
Nach wie vor produziert auf dem
Areal sieben Tage die Woche Ac-

cumalux Batteriegehäuse, „aber
wir diversifizieren uns", sagt Ray-
mond Ackermann.

„Die Automobilindustrie hat
momentan eine Delle, das spüren
wir stark", , sagt Krier. „Aber ich
hoffe, dass die Nachfrage bald

wieder steigt." Allerdings ist Ac-
cumalux schon dabei, das Pro-
duktangebot zu erweitern und
Kunden außerhalb des Batterie-
sektors ins Auge zu fassen. Über
die letzten Jahre ist die Gruppe ge-
wachsen, neben jenem in Kockel-
scheuer kamen Werke in Bulgari-
en, Tschechien und Russland hin-
zu. Nicht vorrangig deswegen, weil
die Produktion dort billiger ist,
sondern, weil der Transport der
Kunststoffbehälter zu den Auto-
batterieherstellern über längere
Strecken zu teuer ist. So läuft bei-
spielsweise das Werk in Russland,
angesiedelt in der Autostadt Tog-
liatti, gut, sagt Ackermann. „Da tut
sich viel, unsere lokalen Kunden
dort wachsen, sodass wir sagen
können, es war eine richtige Ent-
scheidung, dort ein Werk zu bau-
en."

Der Wandel Richtung E -Mobi-
lität stört das Geschäft von Accu-
malux übrigens nicht: Auch ein E -
Auto hat eine klassische Autobat-
terie.

„Seit zehn Jahren 4,A cle Ecanamy°"

Die zehn riesigen Silos vor der
Produktionshalle von Accumalux
- zwei wurden erst kürzlich auf-
gestellt - fallen ins Auge. Sie ent-
halten das Kunststoffgranulat, aus
denen die Kunststoffgehäuse her-
gestellt werden. Zwei neue Silos
enthalten gebrauchten Kunststoff.
Die Gehäuse der Gabelstaplerbat-
terien stellt Accumalux beispiels-
weise nur aus solchem recycelten
Kunststoff her.

Das Altplastik erhält das Un-
ternehmen von den Batterieher-
stellern. „Das bedeutet für uns
auch viel interne Arbeit, weil wir
natürlich den Recycling -Kunst-
stoff vorher prüfen müssen, ob es
auch tatsächlich die Polymertype
ist, das wir für unsere Produkte
brauchen und ob es keine Verun-
reinigungen gibt", erklärt Krier.
Tatsächlich beträgt die Wieder-
verwertungsquote bei Autobatte-
rien heute mehr als 99 Prozent.
Auch bei Accumalux wird der Pro-

duktionsausschuss nicht wegge-
worfen, sondern geschreddert und
wiederverwertet.

In den Werkshallen in Kockel-
scheuer ist auch der Formenbau
angesiedelt. Hier werden die
„Schablonen" für die Batteriege-
häuse und deren Deckel herge-
stellt, die nebenan in den Maschi-
nen im Kunststoffspritzgussver-
fahren produziert werden. „Das
sieht einfach aus, ist aber glückli-
cherweise doch etwas komplizier-
ter", sagt Ackermann. Wäre es
nicht so, könnte es jeder machen.
Warum Accumalux auch die For-
men selbst herstellt, erklärt
Ackermann: „Wir haben über die
vergangenen 40 Jahre viel Know-
how aufgebaut, das wir nicht ein-
fach so aus der Hand geben möch-
ten."

Ausgefeilt ist bei der Produkti-
on von Accumalux zum Beispiel
das Kühlsystem, das kurze Pro-
duktionszyklen erlaubt, damit
Kosten spart und ein kleiner Wett-
bewerbsvorteil ist.

Rund 30 Millionen Batteriege-
häuse, seit Neuestem auch für das
Speichern von Solarstrom, stellen
die rund 400 Accumalux-Beschäf-
tigten - rund 160 davon in Lu-
xemburg - jedes Jahr her. Sie wer-
den in 30 Länder exportiert. Kun-
den sind Batteriehersteller wie
Varta oder Hoppecke. Bislang ge-
hört Luxemburg nicht zu den Ab-
nehmerländern, aber vielleicht
bald. Das werden dann keine
Batteriegehäuse, sondern andere
Kunststoffprodukte von Accuma-
lux sein. „Wir sind dabei, unser
Wissen zu diversifizieren", erklärt
Ackermann dazu.

Obwohl Autobatterien ein recht
„konservativer Markt" sind, gab es
zuletzt auch Neuerungen. So ver-
langen Batterien, die ein Abschal-
ten und Wiederanspringen eines
Automotors an der Ampel erlau-
ben, besondere •Beschaffenheiten
mit unterschiedlichen Wandstär-
ken, weil sie hohem Druck stand-
halten müssen. „Das mit einem
einzigen Spritzgussverfahren her-
zustellen, ist gar nicht so ein-
fach", so Ackermann. Da ver-
schiedene Batterietypen unter-
schiedliche Gehäuseformen, aber
auch unterschiedliche Kunststoff-
arten verlangen, kommt man bei
Accumalux so auf 8 000 verschie-
dene Produkte. Die warten auf
3 000 Paletten in der Lagerhalle



auf den Abtransport. Dass das La-
ger so voll ist, hat den einfachen
Grund darin, dass die Abnehmer
verlangen, stets die Produktion
von 20 Tagen lieferbereit zu ha-
ben. So läuft die Autoindustrie
„just in time."

Unweit von der Accumalux-
Halle herrscht unterdessen Hoch-
betrieb, zahlreiche Firmenwagen
von Bauunternehmen und Hand-

werksbetrieben sammeln sich,
Arbeiter überqueren die Straße:
Der ParcLuxite wird wieder ein
Stück größer.

Eckdaten von Accumalux
Die aus der Poudrerie de Luxem-
bourg hervorgegangene Accuma-
lux-Gruppe, 1976 gegründet, be-
schäftigt rund 400 Mitarbeiter an

vier Standorten, 160 davon in Lu-
xemburg. Die Jahresproduktion be-
trägt 30 Millionen Batteriegehäuse,
die in 30 Länder exportiert werden.
Mit einem Jahresumsatz von über
70 Millionen Euro hat die Gruppe in
verschiedenen Branchen der Batte-
riewelt in Europa einen Marktanteil
von mehr als 40 Prozent.
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Luxemburg. In Luxemburg sind die
Privathaushalte in den vergange-
nen Jahren erneut ein bisschen rei-
cher geworden. Das zeigt eine Stu-
die der luxemburgischen Zentral-
bank (BCL), die das Vermögen der
Privathaushalte ausgerechnet hat.

Insgesamt gesehen ist das durch-
schnittliche Nettovermögen zwi-
schen 2014 und 2018 um 17 Pro-
zent auf 897 900 Euro gestiegen -
in realen Werten um zwölf Pro-
zent. Im Jahr 2018 lag das reale
Bruttovermögen der Haushalte bei
881400 Euro. Die Vermögensun-
terschiede sind zwischen 2014 und
2018 unverändert geblieben. Im

Jahr 2018 besaßen fünf Prozent der
Haushalte rund 38 Prozent des ge-
samten Haushaltsvermögens. Die
Finanzanlagen stellen zwölf Pro-
zent des Vermögens der Luxem-
burger Haushalte dar. Sie beste-
hen hauptsächlich aus Bankeinla-
gen (49 Prozent), riskante Ver-
mögenswerte wie etwa Invest-
mentfonds (21 Prozent) oder Ak-
tien (7 Prozent) und anderen Fi-

nanzanlagen (24 Prozent). Der
Durchschnittswert des Finanzver-
mögens der luxemburgischen
Haushalte lag 2018 bei 121300 Eu -
ro - im Jahr 2014 waren es 132 400
Euro. Aus den Statistiken der BCL
geht hervor, dass der Anteil der
verschuldeten Haushalte im Jahr
2018 bei 53 Prozent lag. ndp







Clearstream wird 50 - ein Gespräch mit CEO
Philippe Seyll über die Zukunft des Abwicklers
Interview: Thomas Klein
Die Abwicklungs- und Verwahrgesell-
schaft Clearstream feiert in diesem Jahr
ihr fünfzigjähriges Bestehen. Ur-
sprünglich unter dem Namen „Centrale
de livraison de valeurs mobilières"
(Cedel), wurde das Unternehmen am
28. September 1970 von 66 Banken aus
elf Ländern in Luxemburg ins Lebenge-

rufen. Mit Vermögenswerten von heu-
te etwa 15 Billionen Euro unter Ver-
wahrung, gehört das Abwicklungsun-
ternehmen zu den absoluten Schwer-
gewichten der Finanzindustrie. Ur-
sprünglich wollte die Finanzfirma heu-
te Abend ihr Jubiläum begehen; die Fei-
erlichkeiten fielen aber dem Corona-Vi-

rus zum Opfer. Das „Luxemburger Wort"
sprach mit dem Chef des Abwicklers
Philippe Seyll über die bewegte Ge-
schichte des Unternehmens, das Auf-
kommen neuer Technologien und die
Zukunft des Standorts Luxemburg.

Philippe Seyll, die Vorgängerfirma
von Clearstream, Cedel, war vor
50 Jahren ein gemeinsames Pro-
jekt von 66 internationalen Ban-
ken. Eigentlich ein ungewöhnli-
cher Schritt von Konkurrenten,
gemeinsam ein Unternehmen zu
gründen. Wie kam es dazu?

Wenn sich 66 Banken zusam-
mentun, bedeutet das, dass es ei-
nen dringenden Bedarf gibt. Die-
ser Bedarf wurde vor allem durch
den in den 60er Jahren entstan-
denen und schnell wachsenden
Eurobondmarkt geschaffen. Wann
immer Unternehmen oder Staaten
vorher solche Anleihen begeben
wollten, mussten sie sich mit
Millionen von Investoren ausei-
nandersetzen; und umgekehrt In-
vestoren mit Tausenden von
Emittenten. Mit der Cedel, die als
Mittelsmann die Abwicklung der
Transaktionen übernahm, wurde
das deutlich effizienter.

Warum kam es gerade zu diesem
Zeitpunkt zur Gründung der Cedel?

Die Gründung der Cedel fällt mit
der Internationalisierung der Ka-
pitalmärkte zusammen. Zuvor, als
diese Geschäfte vor allem national
getätigt wurden, haben diese
Transaktionen auch ohne Mittler
funktioniert. Die Zahl der Inves-
toren und Emittenten war noch
überschaubar, so lange der Lu-
xemburger Staat Anleihen bege-
ben hat, die in erster Linie von
Luxemburgern gekauft wurden.
Zu der Zeit unserer Gründung
änderte sich das mit dem immer
größer werdenden Eurobond -
markt aber schnell. Das Gleiche
gilt für den Sekundärmarkt, also
wenn Investoren ihre Anleihen
weiterverkaufen. Ohne uns wären
die Emittenten in jeden Weiter-
verkauf involviert. Heute läuft das
alles über Clearstream als Zent-
ralverwahrer. Wir wickeln jeden
Tag Millionen von Transaktionen
ab. Aktuell verwalten wir Vermö-
genswerte in Höhe von etwa 15
Billionen Euro.

Ein weiterer großer Meilenstein in
der Geschichte von Clearstream ist
der Einstieg der Deutschen Börse im
Jahr 2001. Was war damals die Mo-
tivation der Deutschen Börse, die
Mehrheit an Cedel zu übernehmen?

Für die Deutsche Börse war das
ein logischer Schritt. Für eine
Börse ist es sinnvoll, die ganze
Wertschöpfungskette vom Bege-
ben von Wertpapieren über den
Handel bis hin zu Clearing und
Verwahrung abzudecken. Clear-
stream war für die Börse das feh-
lende Puzzlestück. Uns half der
Deal im Gegenzug, unser Geschäft
noch weiter zu internationalisie-
ren.

Wenn man sich mit der Geschichte
von Clearstream befasst, ist die
große Zahl der Kontroversen rund
um die Firma auffällig. So warf der
Enthüllungsjournalist Denis
Robert dem Unternehmen vor zwei
Jahrzehnten vor, es ermögliche
Geldwäsche im großem Stil. Haben
Sie eine Erklärung dafür, dass
Clearstream häufiger mit solchen
Anschuldigungen konfrontiert ist?

Zunächst einmal hätte die Af-

fare nicht als „Clearstream"-
Affäre bezeichnet werden dürfen,
weil das in weiten Teilen nichts.
mit uns zu tun hatte. Die meisten
der Vorwürfe haben sich schnell
als haltlos erwiesen. Wenn Sie ei-
ne Wertpapierbörse oder eine
Anwaltskanzlei sind, ist es für die
Öffentlichkeit leichter zu verste-
hen,was Sie machen. Wir sind
aber eine Transaktionsbank, die
Geschäfte mit Anleihen abwickelt.
Diese Tätigkeit ist zum einen sehr
komplex und zum anderen für
viele Menschen nicht sichtbar.
Das führt manchmal dazu, dass
Verschwörungstheorien aufkom-
men.
Aktuell steht im Zusammenhang mit
den Cum -Ex -Ermittlungen mindes-
tens ein Mitarbeiter von Clear-
stream unter Verdacht, dass er das
System von Steuerhinterziehungen
aktiv unterstützt hat. Können Sie
etwas zum Stand der Ermittlungen
sagen?

Wir dürfen laufende Verfahren
nicht kommentieren, werden uns
aber zu gegebener Zeit dazu äu-
ßern. Wir kooperieren in diesem
Fall vollumfänglich und transpa-
rent mit den Behörden. Wir haben
nichts zu verbergen.

Kommen wir zur zukünftigen Ent-
wicklung bei Clearstream. Im letz-
ten Jahr haben Sie ein Kostensen-
kungsprogramm angekündigt. Wie
weit ist das fortgeschritten?

Das Programm läuft sehr gut
für uns an. Was man aber von au-
ßerhalb als Sparprogramm wahr-
nimmt, ist in Wirklichkeit ein In-
vestitionsplan. Bevor das Pro-

gramm angekündigt wurde, hatten
wir am Standort in Luxemburg
etwa 1100 Beschäftigte. Heute
sind wir noch ungefähr auf dem
selben Stand. Was sich weiter-
entwickelt hat, sind die Profile der
Mitarbeiter, weil wir uns als Un-
ternehmen neue Geschäftsfelder
erschließen. In manchen Berei-
chen werden wir Kosten sparen,
während wir in anderen massiv
investieren.

Wie viele Mitarbeiter haben das
Unternehmen letztlich verlassen?

Das Programm ist ausgelegt auf
drei Jahre, läuft also noch. In die-
sen drei Jahren können Mitarbei-
ter firmenintern wechseln, das
Unternehmen verlassen oder bei-
spielsweise in den Vorruhestand
gehen. Da ist noch einiges im
Fluss, weshalb wir da vor Ende
2021 keine verlässlichen Zahlen
liefern können. Ein Großteil
der Kollegen, die uns verlassen
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MOBILITÄT François Bausch über die Zeit nach dem kostenlosen Transport
Tom Haas

Der kostenfreie öffentliche
Transport ist seit heute Reali
tat in Luxemburg. Damit ist
eines der Prestige -Projekte
von François Bausch
(„déi gréng") etabliert. Das
Tageblatt hat sich mit dem
Transportminister über die
Maßnahmen unterhalten, die
nun folgen sollen.

Tageblatt: Ab Samstag ist der
öffentliche Transport um-
sonst Die Kirsche ist da, der
Kuchen fehlt. Ist das eine
Werbemaßnahme, um die
Menschen über die Baustellen
hinwegzutrösten?

François Bausch: Das Ziel des
kostenlosen öffentlichen Trans-
ports ist es nicht, die Menschen zu
trösten. Wir eröffnen ja perma-
nent neue Angebote. Es geht
darum, eine Diskussion zu provo-
zieren. Die Menschen sollen sich
fragen, ob es Möglichkeiten ab-
seits des Autos gibt. Und wenn ja:
Welche lassen sich kombinieren?
Natürlich funktioniert heute noch
nicht alles so perfekt, wie ich es

mir wünschen würde. Aber es gibt
bereits Alternativen, die für viele
Menschen greifen könnten. Sie
greifen aber immer noch reflexar-
tig zum Autoschlüssel. Das muss
sich ändern.

Und das klappt?
Wir haben einen Investitions-

plan bis 2025. Bis dahin müssen
wir den Menschen das System so
vermitteln, dass sie es verstehen
un 4. auch nutzen. Wir arbeiten
aber auch schon an der Fortset-
zung bi's 2035. Zurzeit laufen wir
der Entwicklung hinterher und
ich will, dass wir in die Lage
kommen, die Verkehrssituation
in Zukunft antizipieren zu kön-
nen.

Es gibt neben Modu 2.0 ja
_,

auch das Programm „Horizont

2035" Sie wollen, wie Sie
sagen, die Entwicklungen
antizipieren. Jetzt gibt es
aber Studien, die den Erfolg
von Modu 2.0 bezweifeln, da
die angenommene Zahl von
20 Prozent mehr Verkehrsteil-
nehmern von der wirtschaftli-
chen Entwicklung.überholt .
wird. Besteht überhaupt die
Möglichkeit, dem rasanten
Fortgang nicht bis in alle
Ewigkeit hinterherzulaufen?

Ich denke nicht, dass unsere
Schätzungen unrealistisch sind;
auch angesichts des Umstandes,
dass die wirtschaftliche Entwick-
lung in den nächsten Jahren ver-
mutlich ausgebremst wird. Die 20
Prozent sind schon ambitioniert,
wenn uns das gelingt, ist das
schon ein großer Sprung nach vor-
ne. Wichtig ist, dass die Fortset-
zung „Horizont 2035" bis zur
Hälfte der laufenden Leffislaturpe-
Hode steht. Ich möchte der nächs-
ten Regierung einerseits die
Finanzierungsgesetze, andererseits
ein ganzes Konzept mit auf den
Weg geben.

Wollen Sie noch mal Ver-
kehrsminister werden?

Länger als zehn Jahre möchte.
ich nicht in der Regierung sein.
Ich hatte Glück, dass ich während
zwei Amtsperioden Transportmi-
nister sein konnte, das hat es in
Europa bislang meines Wissens
noch nicht gegeben. Gut vier Jah-
re habe ich noch vor mir., Ich hof-
fe, dass, ich nach Ablauf der Zeit
den Hebel umlegen konnte und
den Paradigmenwechsel in der
Mobilität in Luxemburg eingelei-
tet habe.

Neben dem öffentlichen
Transport ist das „Co -Voitura-
ge" eine weitere Säule in Ihrer
Mobilitätsstrategie. Dafür
existiert sogar eine App. Gibt
es da Nutzungszahlen?

Die App wird bei Weitem nicht
so häufig benutzt, wieçh mir das
wünschen würde. Wir haben
etwa 3.000 Nutzer. Wir werden
jetzt einen Neustart mit einer ver-
besserten Version hinlegen. Die
Firma, die unsere App ursprüng-
lich entwickelt hat, wurde aufge-
kauft interessanterweise von
der Firma, die wir uns bei der
Ausschreibung eigentlich ge-
wünscht hätten. Aber ich glaube,
dass das „Co -Voiturage" erst rich-
tig greifen wird, wenn ich den
Menschen; die ihr Auto Mitfah-
rern anbieten, einen Vorteil bie-
ten kann.

Wie könnte so ein Vorteil
aussehen?

Auf der Autobahn A3 wird die
neue Spur beispielsweise für Leu-
te reserviert, die zu dritt im Auto
fahren. Das wird auch digital
überwacht. Dazu kommen P&R
Parkplätze, die dem „Co -Voitura-
ge" gewidmet sind. Dann kommen
noch steuerliche Ermäßigungen
hinzu. Es reicht nicht nur, die
Technik zur Verfügung zu stellen,
das Gesamtpaket muss attraktiv
sein.

Bei der Tram ist der Mentali-
tätswechsel gelungen: An-
fangs wurde viel darüber
gelacht, heute wird sie rege
genutzt. Wie steht es um die
Akzeptanz der Elektromobili-
tät? Da bleiben die Zahlen
doch - genau wie beim .

„Co-Voitturage" - hinter den
Erwartungen zurück?

Das hat zwei Gründe: einerseits
das. Angebot an Elektrofahrzeu-
gen, das noch etwas dürftig ist, an-
dererseits die Infrastruktur. Das
Angebot und die Auswahl an E -
Autos wird aber bald rapide anzie-
hen. Hinsichtlich der Lade -Infra-
struktur arbeite ich gerade mit
Claude Turmes an einem Plan, um



neben den Chargy-Ladestationen
auch ein Schnellladesystem im
ganzen Land aufzuziehen. Die
Menschen sollen nicht in die Situ-
ation kommen, wegen ihres Lade-
balkens in Panik zu geraten.

Wieso gehen Sie von einer
Steigerung des Angebots
aus?

Aufgrund der europäischen Di-
rektive zur Reduzierung des CO2-
Ausstoßes von Fahrzeugflotten
wird das Angebot an Fahrzeugen
förmlich explodieren. Die Direkti-
ve wird 2025 noch mal verschärft,
die Autohersteller kommet gar
nicht daran vorbei, umzuschwen-
ken. Und in Zukunft wird der
Wasserstoff noch hinzukommen.

Was ist denn hinsichtlich des
Wasserstoffs geplant? Dayon

hat man ja bis jetzt in Luxem-
burg noch nichts gehört.

Wir haben zwei Dinge in der
Planung: einerseits eine Wasser-
stoff -Tankstelle, die 2022 auf der
Aire de Berchem eröffnen soll.
Wir haben lange mit Shell ver-
handelt, um uns den Preis nicht
von der Firma diktieren zu las-
sen. Das zweite Projekt ist indus-
trieller Natur: Paul Wurth hat
eine deutsche Firma aufgekauft,
die sehr stark in der Produktion
von Wasserstoff und syntheti-
schen Kraftstoffen ist. Wir müs-
sen diesen Weg ebenfalls
verfolgen. Wasserstoffaa, tos wer-
den in Zukunft eine'grte Rolle
spielen. Meiner Meinung nach
wird sich in den nächsten 20 bis
30 Jahren ein Mix aus Elektro-
autos, Brennstoffzellenfahrzeu-
gen und Hybriden entwickeln

- also Fahrzeuge, bei denen die
Brennstoffzelle Strom für die

Batterie des Elektroautos produ-
ziert. Deswegen ist es wichtig,
technologieoffen zu bleiben.

Luxemburg war immer eine
Autofahrérc tïon. Denken Sie
dass der Mental
gelingen wird?

Davon bin ich überzeugt. Es
geht darum, keine Politik gegen
das Auto, sondern für eine neue
Mobilität zu machen. Mit morali-
schen Argumenten wie Umwelt-
schutz werden wir keinen
Blumentopf gewinnen. Mobilität
muss praktisch sein und den Men-
schen Vorteile bieten - schneller,
einfacher, entspannter. Und dann
darf sie gerne auch noch umwelt-
freundlich sein, das ist der Bonus-
punkt am Ende. aj



Der öffentliche Nahver-
kehr in Luxemburg kostet
die Nutzer ab heute nichts
mehr. Deshalb bereiten
sich die Gemeinden auf
beiden Seiten der Grenze
darauf vor, dass mehr
Pendler auf Busse und
Bahn umsteigen.

^OBERBILLIG/IGEL Die Meinungen
daz+ wie sich der kostenlose Nah-
verkehr in Luxemburg auswirkt, ge-
hen nicht weit auseinander. Fast je-
der, der sich mit den Tausenden
Berufspendlern auseinandersetzt,
geht davon aus, dass künftig noch
mehr Menschen ihr Auto grenznah
parken und auf Busse und Bahn um-
steigen wollen. Für die Gemeinden
auf beiden Seiten der Grenze bedeu-
tet das, dass sie Parkraum schaffen
müssen — zumindest wenn sie ver-
mehrtes Wildparken und die damit
verbundenen Probleme unterbin-
den wollen.

In der Verbandsgemeinde Konz

laufen zum Beispiel laut dem haupt-
amtlichen Beigeordneten Guido
Wacht entsprechende Planungen.
"Wir sind in allen Obermosel -Ge-

meinden unterwegs, um geeignete
Flächen zu finden", sagt er. Die VG

erstelle in Absprache mit den Orts-
gemeinden Listen, wo Flächen frei
seien, und gebe diese weiter an den

Landesbetrieb Mobilität (LBM). Der
LBM prüfe darin, welche Flächen ge-
eignet seien und an den Zulaufstre-
cken für Pendler lägen. Laut Wacht
sind noch in der ersten Jahreshälfte
Gespräche geplant, in denen die Plä-
ne konkretisiert werden sollen.

Dann wird auch geklärt, ob Park-
flächen als Mitfahrerparkplatz oder
Park-and-Ride-Parkplatz eingerich-
tet werden. Je nach Stoßrichtung, ob
mehrere Autofahrer gemeinsam mit
einem Fahrzeug weiterfahren oder
ob sie in Bus, Bahn oder in Oberbil-
lig in die Fähre umsteigen, sind un-
terschiedliche Fördertöpfe vorhan-
den, welche die Gemeinden für die

Schaffung von Parkplätzen anzapfen
könnten, erklärt Wacht.

Zumindest ein bisschen konkreter
ist schon die Planung in Oberbillig.
Dort pendelt die einzige Fähre an der
Obermosel von Deutschland ins lu-
xemburgische Wasserbillig. Von der
Fährstation ist der Bahnhof in Was-

serbillig nicht weit entfernt. Des-
halb lassen schon jetzt viele Pendler
ihr Auto in Oberbillig stehen, fahren
.ohne Fahrzeug nach Luxemburg und
von Wasseibillig weiter mit dem Bus

oder der Bahn. Laut Beiling hat der
Betrieb auf der Fähre insgesamt zu-
genommen. .

Wenn sich die Fährnutzung noch
weiter verlagere, dass mehr Men-

schen ohne Autos über die Mosel
fahren, bekomme Oberbillig ein
Problem. Deshalb will die Gemein-
de gerne einen Pendlerparkplatz
am Ortsrand von Oberbillig in Rich-
tung Temmels schaffen. Durch die
neue Parkfläche will die Gemeinde
den Parkdruck aus der Moselstraße
rausbekommen. Um eine Parkver-
botszone mit Bewohnerparkplätzen
einzurichten, ist der Ort nach gelten-
der Gesetzeslage zu klein (siehe In-
fobox rechts).

Igel ist je nach Sichtweise der ers-
te oder letzte Bahnhof auf deutscher
Seite. Zwar halten dort reihenweise
Züge, Parkplätze sind jedoch Man-

gelware. Deshalb werden schon jetzt
alle möglichen und unmöglichen
Stellen als Parkplatz genutzt. Sehr
zum Leidwesen der Anwohner, wie
Ortsbürgermeister Franz Pauly sagt.
Die eh schon angespannte Lage ist
sowieso angespannter als früher, weil
Wasserbillig den Dauerparkern den
Kampf angesagt hatte (der TV be-
richtete). Der kostenlose ÖPNV in

Luxemburg werde die Situation laut
Pauly weiter verschärfen.

Als Ortsgemeinde könne man
nicht viel gegen die Situation ma-
chen, sagt der Igeler Ortsbürgermeis-
ter. Man habe die Höchstparkdauer
auf den Stellplätzen am Gemeinde-
haus begrenzt, um Dauerparker ab-
zuschrecken. Auch sei man auf der
Suche nach einem geeigneten Gelän-
de für einen Pendler -Parkplatz. Doch
der sei aufgrund der räumliche Enge
im Dorf nicht zu finden.

In Wasserbillig selbst ist Großes
geplant. Auf dem Bahnhofsgelände

und am Grenzübergang an der Sau-

ertalbrücke sollen weit mehr als 2000

Stellplätze für Autos entstehen. Die

Pläne gibt es schon seit einigen Jah-
ren. Die Grundsteine für die Park-
häuser müssen jedoch erst noch ge-
legt werden. Laut Gemeinde wird ab
Ende des Jahres der bestehende Park-
platz teilweise gesperrt. Ab Mai 2021

soll dort überhaupt nicht mehr ge-
parkt werden können. Dann nämlich,
beginnt die Baustelle des Park-and
Ride-Gebäudes, das voraussichtlich
im Juni 2023 fertiggestellt wird.

Weniger problematisch als in

Oberbillig oder Igel sieht die Situati-
on in Wincheringen aus. Das ist die
einzige Gemeinde mit Moselbrücke
und somit mit direktem Zugang zum
luxemburgischen Nahverkehrsnetz
in derVG Saarburg. Ortsbürgermeis-
ter Elmar Schömann sagt auf TV-An-

frage, dass 'er nicht davon ausgehe,
dass der Parkdruck in seiner Ge-
meinde wegen des kostenlosen ÖP-
NV-Angebots in Luxemburg steigt.
Die Menschen führen meist immer
noch mit dem Auto zur Arbeit oder
gingen — zum Beispiel vom Neubau-

gebiet Auf Mont — zur Bushaltestelle
im Ort. Schömann sagt zudem: „Es
gibt bei uns gar keine Flächen, um
neue Parkplätze zu schaffen." Ge-
nug Platz für neue Parkplätze ist laut
Nathalie Hard, Pressesprecherin der

Verbandsgemeinde Saarburg-KeII,
hingegen in Merzkirchen in der Nähe
des Sportplatzes und in Saarburg im

Industriegebiet an der Irscher Stra-

ße. Dort würden neue Mitfahrerpark-
plätze gebaut, sagt Hartl.

Wie in Wincheringen rechnet man
auch im saarländischen Obermo-
selort Perl, der vis-ä-vis von Remich
liegt, nicht mit Problemen. Laut dem
Perl-Nenniger Ortsvorsteher Karl

Fuchs gibt es einen ausreichend di-
mensionierten Pendlerparkplatz.
Zudem ist das Tal der Mosel bei Perl

laut Bürgermeister Ralf Uhlenbruch
so breit, dass weitere Abstellmög-
lichkeiten geschaffen werden könn-
ten. Uhlenbruch geht zudem davor;
aus, dass die Veränderungen in Lu-

xemburg positive Effekte für die Orte

auf der deutschen Moselseite haben.
Denn es sei auch für Urlauber at-
traktiv, die Vorteile des kostenlosen
Transports nutzen zu können.



Warum der kostenlose Nahverkehr in Luxemburg erst der Beginn eines dringend notwendigen
Umdenkens ist. Trierer Experte fordert billigere Fahrkarten hierzulande.

VON BERND WIENTJES

LUXEMBURG Das Projekt sorgt für
Aufmerksamkeit. Luxemburg ist

das erste Land auf der Welt, in dem
der komplette Nahverkehr kostenlos
ist. Zu der Präsentation des Vorha-
bens im Depot der hauptstädtischen
Tram am Rande des Messegeländes
auf dem Luxemburger Kirchberg
sind fast 100 Journalisten gekom-
men, darunter welche aus China,
den USA oder auch aus Großbri-
tannien. Der luxemburgische Ver-
kehrsminister Frafflis Bausch ge-
nießt das Interesse, dass das vor
fast eineinhalb Jahren beschlossene
Projekt der Regierung aus Liberalen,
Grünen und Sozialisten hervorruft.
Auch wenn ausgerechnet der Grü-

nen -Politiker nicht von Anfang ein
Befürworter des kostenlosen Nah-
verkehrs war. Daher spricht er bei
jeder Gelegenheit davon, dass das
Ganze nur die „Kirsche auf dem Ku-

chen" sei. Der Kuchen an sich wird
aber erst noch gebacken.
Und das bemerken vor allem

die Bewohner der Hauptstadt. Seit
Monaten sorgen die Baustellen für
die Fortführung der Tram bis zum
Hauptbahnhof für Chaos auf den
Straßen. Umleitungen und Staus
zehren an den Nerven der Autofah-
rer. Auch andernorts sorgen Baustel-
len für den Ausbau des Schienen-
netzes. für Behinderungen. Wäre es
nach Bausch gegangen, dann wäre
der Nahveikehr erst dann kostenlös
geworden, wenn das Angebot aus-
gebaut worden ist, wenn die Züge
pünktlicher sind, nicht mehr so oft
ausfallen, wenn es mehr Busse gibt.
Doch Premierminister Xavier Bettel
bestand auf das Projekt. •

Mittlerweile hat sich Bausch da-
mit auch angefreundet. Weil welt-
weit darüber geredet werde, sei es
einfacher, auch die Verkehrswende
umzusetzen, sagt er. Und die kos-
tenlose Nutzung von Bussen und

Bahnen, die an diesem Samstag mit
einem großen Festival unter ande-
rem im Tramdepot gefeiert werden
soll, betrachtet der Grünen -Politiker
auch als Geschenk an die Luxem-
burger, die wohl noch einige Jahre
die Baustellen für Tram und Bahn
ertragen müssen.

Der Minister geht nicht davon aus,
dass nun von einem Tag auf den an-
deren alle Luxemburger ihre Autos
stehenlassen werden und auf Bus-
se und Bahn umteigen werden.
Bis 2025 werde die Nachfrage um
bis zu 20 Prozent steigen, glaubt
Bausch. Luxemburg ist ein Auto-

fahrerland. Jede Woche kommen
im Schnitt 150 zusätzliche Autos
auf die Straßen. Und auch der bisher
schon äußerst preisgünstige, weil
immer schon hoch subventionier-
te, Nahverkehr nicht dazu geführt
hat, dass die Straßen im Großher-
zogtum leerer wurden. Im Gegen-
teil. Luxemburg erstickt im Verkehr.
„Wir brauchen eine Verkehrswen-
de", sagt Bausch.
Das sieht auch der ehemali-

ge Trierer Verkehrswissenschaftler
Heiner Monheim so. Im Gegensatz
zu Bausch glaubt er aber, dass die
Nachfrage nach öffentlichem Nah-
verkehr in Luxemburg nun deut-

lich ansteigen wird. Allerdings sei
ein solches Projekt in einem über-
schaubaren Land wie dem Groß-
herzogtum mit einem landesweit
einheitlichen Tarif vergleichsweise
einfach umzusetzen. In Deutsch-
land ginge das, so Monheim, nicht
flächendeckend, allenfalls in ein-

zelnen Städten wie etwa Augsburg.
Trotzdem gehe von Luxemburg ein
Signal aus. Auch hierzulande müss-
ten die Tarife für Bus und Bahn ein-
facher und vor allem günstiger wer-
den. Er wirbt für das sogenannte
365-Euro-Ticket. Ein solches güns-
tiges Jahresticket gibt es unter an-
derem in Wien und in Kärnten. Der

rheinland-pfälzische Verkehrsmi-
nister Volker Wissing (FDP) hat sich
gegen die Einführung im Land aus-
gesprochen.
Durch ein solches Ticket, sagt

Monheim, werde die Nutzung des
Nahverkehrs nicht nur einfacher,
sondern auch billiger. Luxemburg
zeige außerdem, dass viel mehr Geld
in Busse und Bahnen fließen müs-
se. Es könne nicht sein, so der Ver-

kehrsexperte, dass in vielen Städten
das Parken seit Jahren nicht teurer
geworden sei, dafür aber Jahr für die
Jahr die Preise für den Nahverkehr
angehoben würden. Auch in der Re-
gion Trier wurden die Tickets zu Jah-
resbeginn teurer.
Auch Luxemburgs Bürgermeiste-

rin Lydie Polfer ist überzeugt davon,
dass der kostenlose Nahverkehr
dazu führen wird, dass mehr Men-
.schen, ihr Auto stehenlassen wer-
den. So hätten zum Beispiel 3000

von den insgesamt 4000 städtischen
Mitarbeitern vor zwei Jahren das An-
gebot eines kostenlosen Job -Tickets
angenommen. Die Liberalen -Politi-
kerin war eine der Hauptinitiatoren,
Busse und Bahnen im Land kosten-
los zu machen. "Es muss sich was
ändern", sagt Polfer, die seit 2013

Bürgermeßterin der Hauptstadt ist.
Und dort sind die Verkehrspro-

bleme des Landes wie kaum woan-
ders spürbar. Zwar mache die rund
120 000 -Einwohner -Stadt nur zwei
Prozent der Fläche des gesamten
Großherzogtums aus. Doch befän-
den sich im und um das Stadtzen-
trum herum 40 Prozent der Arbeits-
plätze des Landes.

40 Millionen Fahrgäste befördern
allein die städtischen Busse pro Jahr.
Auch diese sollen, wie alle Busse im
Land, bis 2030 elektrisch angetrie-
ben werden. 16 Millionen Euro lässt
sich allein die Hauptstadt den kos-
tenlosen Nahverkehr kosten.

«Wir brauchen eine
Verkehrswende."

Francois Bausch
Luxemburgischer Verkehrsminister



Das Nachbarland lässt sich das Projekt Milliarden kosten. Für einige Pendler wird es trotzdem
teurer. Die Zahl der Autos soll reduziert werden. Neue Parkplätze entstehen an der Grenze.

VON BERND WIENTJES

LUXEMBURG Busse und Bahnen in
Luxemburg können ab heute kos-
tenlos genutzt werden. Außer in der
ersten Klasse in Zügen wird kein Ti-
cket mehr benötigt. Damit ist das
Großherzogtum' as erste Land der
Welt, das diesen Schritt geht. Lu-

xemburg wolle „ein Modell für mo-
derne Mobilität im 21. Jahrhundert
in Europa` werden, sagte Verkehrs-
minister Frafflis Bausch bei der
Vorstellung des Projekts und sprach
von einem „großen Tag".
Der Grünen -Politiker sieht in

dem kostenlosen Nahverkehr erst
den Beginn der dringend benötig-
ten Verkehrswende. Bausch spricht
in dem Zusammenhang gerne von
der „Kirsche auf dem Kuchen". Da-
mit mehr Menschen auf Busse und
Bahnen umstiegen, sei wichtig,
dass das Angebot ausgebaut wer-
de. Dazu zähle, dass es mehr Bus-
se im Land geben sölle, die bis 2030
alle elektrisch unterwegs sein sollen,
und dass die Bahn pünktlicher fah-
ren müsse. Ziel soll ein sogenann-
tes multimodales Konzept sein, in
dem die Nutzung aller Verkehrsträ-
ger besser aufeinander abgestimmt
ist. Kein Verkehrsmittel soll verteu-

felt werden, so der Minister.

Kostenlos für die Nutzer hei-

ße aber nicht kostenfrei, beton-

te Bausch. 41 Millionen Euro pro
Jahr lässt sich das Land das Vorha-
ben kosten. Hinzu kommen rund
vier Milliarden Euro zwischen 2018
und 2027 für den Ausbau des Schie-
nennetzes und weitere 550 Millio-
nen Euro für die TramStrecke in der
Hauptstadt. Bezahlt werde dies von
den Steuerzahlern. Aus Sicht von
Bausch ist das aber sozial gerecht, da
die, die keine oder nur wenig Steu-

ern zahlen müssten, auch nur ge-
ring belastet würden. 600 Euro pro
Einwohner gibt das Nachbarland
damit für den Nahverkehr aus — in

Deutschland sind es nur 64 Euro.

Das Ganze sei aber mehr als ein
Marketing -Gag. Aufgrund des unge-
bremsten Wachstums (die Bevölke-
rung ist in den vergangenen 20 Jah-
ren um 40 Prozent gewachsen, die
Zahl der Arbeitsplätze steigt im
Schnitt um 250 pro Woche) habe Lu-

xemburg ein Verkehrsproblem. Mit
655 Autos pro 1000 Einwohner liegt
Luxemburg nach Andorra, Monaco
und Liechtenstein weltweit an der
Spitze. Das Auto ist in Luxemburg
nach wie vor das Verkehrsmittel
Nummer eins, obwohl der Nahver-
kehr bereits äußerst günstig war (ein

Tagesticket kostete vier Euro). Hinzu
kommen, so Bausch, noch 200 000
Pendler aus Deutschland, Frank-

reich und Belgien, von denen auch
ein Großteil für die täglichen Staus

im Großherzogtum sorgen. Der Mi-
nister weiß, dass er nicht alle Autos

von heute auf morgen von den Stra-
ßen verbannen kann. Er will aber,

dass die Autos besser genutzt wer-
den, es soll mehr Mitfahrgelegen-
heiten geben. Um den Umstieg auf
Bus und Bahn zu erleichtern, soll die
Zahl der P+R-Parkplätze auf 26 000
verdoppelt werden, auch in Grenz-
nähe sollen neue Plätze entstehen.
Zwar können auch Pendler den

kostenlosen Nahverkehr in Luxem-

burg nutzen, die Fahrt mit Bus und
Bahn bis zur Grenze muss aber wei-

terhin bezahlt werden. Und für eini-
ge wird das teurer. Wurden bislang
von deutscher Seite zwei Euro für
eine Einzelfahrt im Bus bis nach Lu-

xemburg fällig, sind es nun drei Euro
nur bis zur Grenze. Auch Bahnfah-
rer müssen teils mehr bezahlen, da
das von Luxemburg subventionier-
te DeLux-Ticket wegfallt. Stattdes-
sen ist nun der teurere Tarif des Ver-

kehrsverbunds Region Trier fällig.





Törne Lars von

Vor dem Gare Letzebuerg stehen Autos und Busse im Morgengrauen fast Stoßstange an Stoßstange. Die
mit Pendlern gefüllten Busse fädeln sich vom Bahnhofsvorplatz in den Verkehr ein, doch der kommt nur

langsam voran. Die Straße ist metertief aufgerissen und durch Bauzäune abgesperrt, Dutzende Arbeiter

wuseln mit Schubkarren und Schaufeln herum, Presslufthammer knattern. Der Bus Nummer 28, in dem

es nur noch Stehplätze mit Körperkontakt gibt, bewegt sich teilweise im Schritttempo durch die enge
Innenstadt mit ihren historischen Gebäuden. Das soll also das vielgelobte Luxemburger Verkehrssystem

sein, das man in Berlin, London und Neu -Delhi mit Neugierde betrachtet?

Irgendwann wird die Straße dann wieder freier, am nordwestlichen Rand der Innenstadt muss man

aussteigen, um ein unscheinbares graues Reihenhaus zu erreichen. François Bausch öffnet: breites
Lächeln, volles graues Haar, schwarze Daunenjacke. Im Hausflur steht das Fahrrad des Mannes, dessen
Nahverkehrsideen gerade international Aufsehen erregen. Luxemburg und sein grüner Transportminister

haben am Sonntag als erster Staat den öffentlichen Verkehr komplett kostenlos gemacht. Mitte März wird
Bausch vor dem Deutschen Städtetag in Bonn darüber berichten, einen Monat später wollen die Grünen
im Bundestag von ihm hören, was in Luxemburg passiert.

Das Fahrrad lässt der 63 -Jährige an diesem Tag stehen, man will ja gemeinsam das erleben, was

Luxemburg derzeit Schlagzeilen verschafft - auch wenn Bauschs heimische Kritiker ihm Symbolpolitik

vorwerfen und das Geschenk in erster Linie für eine Imagekampagne der Regierung halten. Bausch

hingegen spricht von einem globalen Zukunftsprojekt. „Wir stecken doch weltweit in einer Sackgasse",

sagt er. Also los zur nächsten Straßenbahnhaltestelle.

Die ist für den Minister einer der wichtigsten Bausteine seiner Reform. Der Fahrkartenautomat ist schon

abgeschaltet, demnächst kommt er weg. „Wir sind dabei, das ganze System umzubauen", sagt Bausch
beim Einsteigen. Daher auch das Baustellenchaos am Bahnhof. Der soll bis Jahresende ebenfalls per
Tram erreichbar sein.

Die kommt im Gegensatz zum Bus flott voran, denn sie muss sich die Strecke nicht mit Autos teilen,
Baustellen halten sie auch nicht auf. Und sie ist nicht so überfüllt wie die Busse. Bausch stellt sich
selbstbewusst mitten in den Wagen, Fahrgäste grüßen den Minister, er nickt freundlich zurück. Man kennt
sich. „Kürzlich traf ich hier einen Anwalt, der für eine internationale Beratungsfirma arbeitet", erzählt
Bausch. „Früher fuhr der jeden Morgen mit dem Auto zur Arbeit - jetzt nimmt er täglich die Tram." Es ist
die erste neue Straßenbahnverbindung der Stadt, die den Minister an diesem Morgen ins Büro bringt,

2017 wurde sie eröffnet - Auftakt eines ambitionierten Reformpakets, „Modu 2.0" genannt, Untertitel:
„Strategie für eine nachhaltige Mobilität". Das ist das Konzept, mit dem Bausch und seine Regierung für
ihr als Autofahrernation bekanntes, wirtschaftlich sehr dynamisches und überproportional schnell
wachsendes Land das erreichen wollen, was oft unter dem Begriff Verkehrswende zusammengefasst

wird.
Also Ausbau des öffentlichen Verkehrs und vor allem der Straßenbahn, für die die Luxemburger Grünen
seit mehr als 30 Jahren geworben haben, bessere Vernetzung von Verkehrsmitteln, Förderung des
Radverkehrs, Ausbau der Elektromobilität, effizientere Nutzung von Autos durch Fahrgemeinschaften und
einiges mehr, an dem man auch in Berlin und anderswo arbeitet.

Dass es jetzt gerade das kleine Luxemburg ist, das mit einem Verkehrsthema Schlagzeilen macht, liegt in
erster Linie am Reizwort Gratis -Nahverkehr. Ein bisschen aber auch an der Person von François

Bausch , der die Maßnahme auf international beachteten Pressekonferenzen verkündete und so das

Gesicht der radikalen Tarifreform wurde.

Der Minister verkörpert schon durch seine Biografie den öffentlichen Nahverkehr wie nur wenige andere
Politiker. Als Schulabbrecher heuerte er mit 17 als Gleisbauer an, war mit 20 Stellwerkarbeiter, dann



Schaffner, Eisenbahngewerkschafter, Bahnbeamter. Zugleich engagierte Bausch sich bei den
Luxemburger Grünen, über Jahrzehnte galt er als deren heimlicher Parteichef. Und er ist passionierter

Radfahrer und Fußgänger - in einem Land, das so viele Autos pro Einwohner zählt wie kaum ein anderes.

Während die Tram über eine der 40 Meter hohen Brücken rauscht, die die auf mehreren Felsplateaus

erbaute Stadt verbinden, wirkt Bausch zugewandt, aber auch etwas ruhelos. Politische Beobachter
schreiben ihm für Luxemburg eine Bedeutung zu, wie sie in Deutschland einst Joschka Fischer hatte.

Dazu passt, dass Bausch in dem 600 000 -Einwohner -Staat gleich vier Regierungsämter innehat: Als

Minister für innere Sicherheit unterstehen ihm die 2300 Polizisten des Herzogtums. Als
Verteidigungsminister ist er Dienstherr der gut 1000 luxemburgischen Soldaten, die auch in Mali und

Afghanistan im Einsatz sind. Vizepremierminister der vom liberalen Politiker Xavier Bettel geführten

Ampelkoalition aus Liberalen, Sozialisten und Grünen ist er auch. Das wichtigste Amt aber ist das des

Ministers für Mobilität und öffentliche Arbeiten, das er seit 2013 ausfüllt.

Nach 20 Minuten hält die Straßenbahn am nordöstlichen Stadtrand vor einem 22-geschossigen

Hochhaus. Im 16. Stock des European Convention Centers hat Bausch sein Büro. Als Erstes tritt er ans
Fenster und zeigt dem Besucher seine Stadt. Von hier oben sieht das von tiefen Schluchten durchzogene

Luxemburg aus wie eine Modelleisenbahnanlage: malerische Hügel, Brücken, Täler und mittelalterliche

Befestigungsanlagen.

Bausch hat in dem Moment etwas von einem Modellbauer, der seine Anlage vorführt. Da hinten, der 60

Meter hohe gläserne Aufzug zum Beispiel, der eine der Touristenattraktionen der Stadt ist. „Der wurde

damals kontrovers diskutiert", sagt Bausch. „Größenwahnsinn haben sie mir vorgeworfen." Und jetzt? „Ein
ungeheurer Erfolg." Seit 2016 verbindet das Bauwerk die Oberstadt Luxemburgs mit der Unterstadt. Oder

die Adolphe -Brücke etwas weiter links, zwischen deren 120 Jahre alten Bögen seit ein paar Jahren ein

unter der Straße hängender Radweg verläuft: „Bist du verrückt?", habe seine Pressestelle gesagt. „Das

wird dir das Genick brechen." Seine Antwort sei nur gewesen: „Ich riskiere das."

Inzwischen wird der Radweg als Meisterstück dafür gelobt, wie man festgefahrene Interessenkonflikte -
die Brücke ist wichtig für den Autoverkehr, aber der wachsende Radverkehr musste nach einer

Renovierung auch berücksichtigt werden - mit kreativen Ideen löst.

Er sei doch gewählt worden, um Dinge zu bewegen, sagt Bausch. „Ich bekomme derzeit zwei

Einladungen pro Woche aus dem Ausland, um dort Reden über unser Projekt zu halten." Aufhänger ist in
der Regel der Gratis -Tarif.

Rund 41 Millionen Euro lässt das wohlhabende Land sich das Geschenk an die Bürger jährlich kosten.

Allerdings bezuschusste Luxemburg den Nahverkehr auch bisher deutlich stärker als zum Beispiel Berlin.

Zudem gewährte das Land schon vielen Gruppen wie Schülern, Studenten, Rentnern und

Sozialhilfeempfängern günstigere oder kostenfreie Tickets - das Tarif -Geschenk ist also weniger

großzügig, als es aussieht, zumal Arbeitnehmer in Luxemburg im Durchschnitt 50 Prozent mehr verdienen

als in Deutschland.

Die Verwaltung von Berlins Verkehrssenatorin Regine Günther (Grüne) bewertet öffentlichkeitswirksame
Gesten wie den Nulltarif auch aus einem anderen Grund zurückhaltend: Dann wäre schlicht weniger Geld
für den geplanten Ausbau des Nahverkehrs da. Aus dem gleichen Grund sah auch Minister Bausch das
Gratisangebot anfangs skeptisch, wie er jetzt in der Sitzecke seines Büros erzählt, sein Wandschmuck ist
das große Foto einer Straßenbahn.

Doch ist er Pragmatiker genug, um sich die Wahlkampfforderung der Koalitionspartner zu eigen zu

machen. „Ich will die Gratis -Tarife nutzen, um die Debatte zu führen - die Leute stellen jetzt ihr
Mobilitätsverhalten infrage, sie müssen aber auch spüren, dass sich etwas tut", sagt der Minister und
klopft mit der Faust auf einen Stapel Papier auf dem Tisch: eine Version seines Mobilitätskonzeptes, das
er bei Dutzenden von Bürgerversammlungen präsentiert und gegen Kritiker verteidigt.



Davon gibt es hier einige. „Luxemburg brüstet sich damit, zehnmal so viel wie Deutschland in den Ausbau
des Nahverkehrs zu stecken - das ist maßlos übertriebenes Bling-Bling", sagt Markus Hesse, Professor
für Stadtforschung an der Universität Luxemburg. „30 Jahre lang ist hier nichts passiert - jetzt versucht
man, alles nachzuholen." Er hat als Treffpunkt das Dach eines gigantischen Parkhauses am südlichen
Stadtrand vorgeschlagen.

Der 30 Jahre alte Betonklotz verkörpert für ihn ein Grundproblem, das kein Gratis -Angebot lösen könne.
„Hier passen 3000 Autos rein", sagt Hesse. „Jeder Platz ist voll." Viele Pendler - 200 000 kommen täglich

aus Frankreich, Belgien und Deutschland - hätten schlicht keine Alternative zum Auto.

So wie der Journalist Christoph Bumb, Gründer und Geschäftsführer des Online -Magazins „Reporter".

Seine Redaktion liegt in einer engen Gasse in der Luxemburger Altstadt, wenige Schritte vom

Großherzoglichen Palast und anderen Touristenattraktionen entfernt.

„Wenn das Angebot attraktiver und verlässlicher wäre, würde ich öfter aufs Auto verzichten", sagt Bumb
beim Gespräch in den Redaktionsräumen. Aber gerade bei wichtigen Terminen seien Züge und Busse in
Luxemburg zu riskant. Bausch bewege zwar anders als seine Vorgänger viele Dinge in die richtige

Richtung. Generell kämen die Veränderungen aber zu spät und gingen nicht weit genug. „Das ist die
Spezialität dieser Regierung", sagt Bumb: „Dinge umzusetzen, die gut aussehen, aber niemandem
wehtun."

Bausch kennt die Kritik. „Ich kämpfe nicht gegen das Auto und will die Leute nicht bestrafen", sagt er. Er
will die Leute durch Anreize zum Umdenken bringen. Wie er sich das vorstellt, zeigt ein weiterer Blick aus

seinem Büro auf die Avenue John F. Kennedy. Die ist die Hauptstraße des Viertels Kirchberg, das mit
seinen Hochhaustürmen von Banken und EU -Institutionen für manche Luxemburger ein besonders
misslungenes Stück Stadt ist. Für François Bausch ist es aber zugleich so etwas wie eine Blaupause für
den Verkehr der Zukunft.

Wo bis vor ein paar Jahren noch eine mehrspurige Ausfallstraße alles dominierte, sieht man jetzt
Straßenbahnschienen, einen breiten Radweg, einen Fußgängerboulevard - und daneben auch noch zwei
Autospuren. Auch hier hätten seine Kritiker gesagt: „Der spinnt komplett, das dauert 20 Jahre." Doch
inzwischen gebe es Zuspruch von allen Seiten - und der Umsteigebahnhof dahinten, der die Tram auf
dem Plateau mit der im Tal verlaufenden Fernbahn per Standseilbahn verbindet, habe sogar ein Viertel
weniger gekostet als geplant. Dann ist das Gespräch zu Ende - vor der Tür des Ministers wartet schon
das nächste Fernsehteam.



WO STEHEN WIR?

Fahrrad: Vom Freizeitgerät zum Verkehrsmittel
Auch wenn das Wetter zurzeit noch unschlüssig da-
rüber scheint, ob es den Frühling durchdringen
lässt, sollte das Fahrradfahrer nicht daran hindern,
sich schon einmal auf die kommende blühende Sai-
son vorzubereiten.

Aufs Rad setzen und einfach los pedalieren? So ein-
fach ist es leider nicht und mit Sattel abstauben, ist es
auch nicht getan. Das Zweirad frühlingsfit zu machen,
erfordert dann doch etwas mehr Vorbereitung. Doch
von Nutzen ist es allemal, vor allem in Zeiten des wach-
senden Umweltbewusstseins und des Ausbaus der na-
tionalen Radwege.

Aus dem Freizeitgerät soll immerhin wieder ein
Verkehrsmittel werden: eine Hoffnung, die Politiker
nun seit Jahren haben und der sie, seit 2019 noch akti-
ver nachgehen. Umso ernüchternder sind die Modal-
split Zahlen aus dem Jahr 2017, aus denen hervor geht,
dass sich nur ein Anteil von zwei Prozent der Betroffe-
nen per Rad auf denArbeits- oder Schulweg begibt. Zu-
mal das Radwegenetz von aktuell 632 Kilometern ste-
tig ausgebaut wird. In den kommenden Jahren sollen
es sogar 1.102 werden. Das beschloss die Abgeordne-
tenkammer im vergangenen Dezember 2019 einstim-
mig. Hierbei handelt es sich wohlverstanden nicht
mehr nur um touristische Radelwege oder Mountain-
bike -Strecken. Laut aktuellem Gesetzprojekt sollen
neben den bereits bestehenden 23 Radwanderwegen
sogar sogenannte Radschnellwege eingeführt werden,
die zurzeit zwischen der Hauptstadt und Esch/Alzette
sowie zwischen Luxemburg und Bettemburg geplant
werden. Doch auch und vor allem Hobbyfahrer kom-
men momentan im Großherzogtum auf ihre Kosten,
wenn sie ihren Drahtesel denn nur auf die Piste brin-
gen. Sollte sich die Sonne nämlich tatsächlich endlich
öfter blicken lassen, kann so mancher die schönsten
und vielleicht dem ein oder anderen noch unbekann-

ten Ecken des Landes per Fahrrad entdecken. Vor al-
lem touristische Routen führen durch die atemberau-
bende Natur, entlang von Flüssen, Bächen, charman-
ten Ortschaften, prachtvollen Burgen und kulturellen
Attraktionen. Ein Erlebnis, das nicht nur ein wahrer
Augenschmaus ist, sondern zusätzlich auch noch fit
hält, genügen doch laut Experten schon 20 bis 30 Mi-
nuten auf dem Bike als tägliche Sporteinheit.

Diese Erkenntnis scheinen im vergangenen Jahr ei-
ne ganze Menge Radler gehabt zu haben, denn entge-

gen dem mageren Modalsplit-Ergebnis von 2017 zei-
gen die städtischen Zähler des Fahrradverkehrs einen
Anstieg von rund 30 Prozent von 2018 auf 2019. Die
Technik ist am „Pont Grande -Duchesse Charlotte", am

„Rond -Point Schuman" sowie in der „Avenue Marie-
Thérèse" platziert und weist auf deutlich mehr Fahr-
radverkehr hin. Vor allem beim ersten Zähler ist un-
klar, ob nicht ein noch höherer Anstieg zu verzeichnen
ist, da nur Fahrer auf einer Seite der Brücke bei der
Rechnung berücksichtigt werden und es insgesamt
schwierig ist, tatsächlich jeden Radler zu erfassen, da
viele nicht auf den offiziellen Routen verkehren.

Wem die sportliche Tätigkeit und das Erkunden der
eigenen Heimat immer noch nicht reicht, um eine en-

gere Bindung mit seinem Zweirad einzugehen, den
dürften die seit 2019 eingeführten staatlichen Subven-
tionen, die man beim Radkauf beantragen kann, inte-
ressieren. Seit Einführung dieser Beihilfe, wurden be-
reits mehr als 6.400 Anträge diesbezüglich gestellt, die
sich gleichermaßen auf Fahrräder und Pedelecs 25, al-
so Fahrräder mit Elektroantrieb, aufteilen.

Sollte man also noch kein Fahrrad besitzen, oder der
gründliche Check des Drahtesels zu dem Ergebnis füh-
ren, dass er nicht mehr straßentauglich ist: die An-
schaffung eines neues Bikes ist auf jeden Fall eine
Überlegung wert. LIZ MIKOS





Vor genau 50 Jahren
wurde in Luxemburg das
Unternehmen Cargolux
gegründet. Heute zählt
die Luftfrachtgesellschaft
zu den größten in ihrem
Sektor - weltweit. Doch
die Erfolgsgeschichte
verlief nicht immer
geradlinig.
VON CHRISTIAN MULLER

LUXEMBURG Gegründet wurde die
Cargolux am 4. März 1970 von der
isländischen Loftleiöir, der schwe-
dischen Spedition Salön Shipping
Company sowie von der luxembur-
gischen Fluggesellschaft Luxair.
Im Mai 1970 nahm sie den Betrieb
mit einem Canadair-CL-44-Fracht-
flugzeug, das von Luxemburg nach
Hongkong flog, den Betrieb auf.

Besonders erfreulich begann die
Geschichte des Unternehmens je-
doch nicht. Gleich im ersten Jahr
ihres Bestehens verbuchte die Ge-
sellschaft einen tödlichen Unfall:
Am 2. Dezember 1970 verlor der Pi-
lot einer Canadair CL -44J beim An-

flug auf den Flughafen Dhaka-Tej-
gaon (Bangladesch) die Kontrolle
über das Flugzeug. Die Maschine
stürzte in Bauernhäuser. Drei Per-

sonen am Boden wurden getötet,
zusammen mit der vierköpfigen
Besatzung.

Ursache war wohl eine Verriege-
lung des Böensperrsystems wäh-
rend des Fluges, was eine Steuerung
der Maschine unmöglich machte.

Das Transportflugzeug war mit
27,5 Tonnen Kindernahrung bela-
den. Die Lieferung des Schweizer
Roten Kreuzes sollte nach Dhaka,
um den Opfern von Überschwem-

mungen zu helfen.
Zum Glück für die Gesellschaft

sollte der frühe Unfall kein schlech-
tes Omen sein. In den folgenden 49

Jahren wurde kein tödlicher Unfall
mehr verzeichnet.

Und das Geschäft wuchs. Der Is-

länder Einar Olafsson war erster

Mitarbeiter und Geschäftsführer
(1970-1982) der neuen Luftfracht-
gesellschaft.

Binnen zwei Jahren war die Flot-
te bereits auf fünf CL -44 angewach-
sen. Noch ein Jahr später wurden
mit der Douglas DC-8 die ersten
Jets in Betrieb genommen. Im Jahr
1979 folgte die erste Boeing 747. Die-

sem Flugzeugtyp ist die Firma seit-
her treu geblieben, sehr zur 'Freude
des Konstrukteurs aus Seattle. Die

Cargolux-Flotte besteht derzeit aus
14 Boeing -747 -8 -Frachtern und 16

Boeing -747 -400 -Frachtern.
Bis die Marke von zehn eigenen

Flugzeugen überschritten wurde,
sollte es bis 1999 dauern. In der Zwi-

schenzeit gab es Veränderungen im

Aktionariat. 1984 erwarb beispiels-
weise die deutsche Lufthansa einen
Anteil von 24,5 Prozent an der Ge-
sellschaft. 1997 verkaufte sie den
Anteil an die Schweizer SAir-Logi-
stics-Gruppe. Im folgenden Jahr er-
höhte diese ihren Anteil auf 33 Pro-
zent.

Nach der Finanzkrise von 2008
wurde es sehr ungemütlich für die
Gesellschaft. Ein Verlust von 153

Millionen Dollar stand 2009 in den
Büchern. Der Einbruch der Kon-
junktur hinterließ seine Spuren.

Kartellrechtliche Strafen folgten:
Gemeinsam mit einer Reihe weite-
rer Luftfrachtunternehmen hatte
die Gesellschaft, während sechs Jah-
ren, ihr Vorgehen bei Treibstoff- und
Sicherheitszuschlägen abgespro-
chen, zum Nachteil der Kunden.
2010 wurde die Cargolux in mehre-
ren Ländern mit millionenschweren
Geldbußen belegt. Geschäftsführer
Ulrich Ogiermann verbrachte et-
was später mehr als ein Jahr in ei-

nem US-Gefängnis.
Die Cargolux stand unter Druck. Der
Umsatz brach ein. Gesucht wurden
nun 100 Millionen Euro für eine Re-
kapitalisierung. Zudem galt es einen

Käufer für den Anteil der Aktien zu
finden, den die SAir-Gruppe hielt,
da deren Muttergesellschaft in In-

solvenz war. Der Staat sprang ein.

Auf der Suche nach einem strate-
gischen Partner für die Gesellschaft

verkaufte Finanzminister Luc Frie-
den 2011 35 Prozent der Cargolux
an Qatar Airways. Doch die Zusam-
menarbeit klappte nicht. Im Nach-
hinein wurde festgestellt, dass es so-
wohl in der Unternehmenskultur als
auch bei der langfristigen Vision und
vor allem der Führungskultur große,
unüberbrückbare Differenzen gab.

Zwei Jahre später kaufte der Staat
die Anteile wieder zurück.

Ein neuer Partner wurde 2014
mit der HNCA (Henan Civil Aviati-
on and Investment) gefunden. Die

Firma aus China übernahm den Ak-
tienanteil der Kataris. Große Pläne
wurden angekündigt: Darunter die
Gründung einer neuen Gesellschaft
in China sowie eine „Dual Hub Stra-
tegy" zwischen dem Findel und dem
aufstrebenden Flughafen Zhengz-
hou.

Inzwischen geht es der Gesell-
schaft wieder gut. In den letzten
Jahren brummte die Weltwirtschaft,
und auch Cargolux wuchs wieder. In

den Jahren 2017 und 2018 erzielte
man Rekordgewinne. 2018 waren es
211,2 Millionen Dollar, nach 122,3
Millionen USD im Jahr 2017. Heu-

te zählt das Unternehmen mit sei-
nen rund 2.000 Mitarbeitern als die
sechstgrößte reine Luftfrachtgesell-
schaft der Welt. Eine neue Unter-
nehmenszentrale entsteht in Sand-
weiler.

Doch Fracht ist ein schwan-
kungsanfälliges Geschäft. Und seit
einem Jahr ist das Umfeld wieder
unfreundlich für die Cargolux. Ihr
Geschäft ist nun mal abhängig von
der Entwicklung der Konjunktur.
Fürs Geschäft mit internationaler
Fracht sind Handelskriege und der
Trend in Richtung Protektionismus
nicht förderlich.

Hinzu kommt dieses Jahr der Aus-

bruch des Coronavirus: Mitte Febru-
arhatte das Unternehmen mitge-
teilt, die Zahl der Flüge nach China
zu reduzieren. Ansonsten: "Busi-
ness as usual". Die Cargolux kennt
ihr Geschäft. Krisen hat sie schon
viele gemeistert.
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